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Vorwort
Das fünfjährige Bestehen des „KMU-Workshops“ im vergangenen Jahr und seine Dokumenta-
tion in der jüngst erschienenen Publikation „Klein- und Mittelunternehmen in Japan“
1 haben die
Organisatoren des Workshops, Werner Pascha (Universität Duisburg) und Cornelia Storz
(Hochschule Bremen), zum Anlaß genommen, die inhaltliche Fokussierung über den japani-
schen Mittelstand hinaus auf die Fragestellung der Ordnung und Organisation der japanischen
Wirtschaft zu erweitern. Unter dieser neuen Schwerpunktsetzung wurden in diesem Jahr neue
Formen der internen und externen Arbeitsorganisation der japanischen „new economy“ disku-
tiert. Der Workshop war in bewährter Weise der Jahrestagung der „Vereinigung für sozialwis-
senschaftliche Japanforschung“ (VSJF) vorgeschaltet, die vom 13. bis zum 15. Oktober 2000
in Heidelberg stattfand.
Inwieweit (auch) in Japan von einer „new economy“ gesprochen werden kann, ob es sich hin-
sichtlich ihrer Triebfedern und der makro- und mikroökonomischen Konsequenzen um einen
Paradigmenwechsel handelt, welche neuen – und alten – Institutionen in welcher Form einge-
bunden sind - dies sind Fragen, die in der Diskussion bisher nur unzureichend Beachtung fin-
den. Gleichwohl besitzt die „new economy“ gerade für Japan eine besondere Brisanz: Sind
(auch) hier langfristige Produktivitätssteigerungen zu erwarten? Sind die japanischen Unter-
nehmen mit ihrer (herkömmlichen) Präferenz langfristiger, stabiler Interaktionsbeziehungen
überhaupt in der Lage, sich auf die Erfordernisse der „new economy“ einzustellen? Etwas pla-
kativer formuliert: Behindern traditionelle Stärken die künftige Wettbewerbsfähigkeit japani-
scher Unternehmen?
Die Tragweite der Fragestellung haben wir zum Anlaß genommen, den Workshop dieses Jahr
dem Thema „new economy“ zu widmen. Der Workshop war komparativ angelegt; in insgesamt
drei Beiträgen wurde die Situation in den USA, in Europa und Japan beleuchtet. Die Ergebnis-
se werden in dem vorliegenden Werkstattbericht dokumentiert.
Prof. Dr. Christoph Scherrer (Universität Gesamthochschule Kassel) liefert zunächst einen
Problemaufriß, indem er insbesondere unter Bezugnahme auf US-amerikanische Evidenz der
Frage nachgeht, was die „new economy“ von der „old economy“ unterscheidet und wie sich
                                               
1 Klein- und Mittelunternehmen in Japan, hg. von Werner Pascha und Cornelia Storz, Nomos-Verlag Baden-
Baden: 2000.ii
dies auf die gesamtwirtschaftliche Produktivität auswirkt. Zu beobachten ist, daß in den USA
im Verlauf des Konjunkturzyklus der 90er Jahre im fünften und sechsten Jahr erstmals markant
verbesserte Indikatorenwerte u.a. hinsichtlich einer steigenden Arbeitsproduktivität und stei-
genden Unternehmensgewinnen zu identifizieren sind. Handelt es sich dabei um statistische
Artefakte? Oder führen neue Triebkräfte wie die technologische Dynamik im IT-Bereich und
Netzwerkeffekte in diesen Feldern tatsächlich zu „neuen“ makroökonomischen Konsequenzen,
insbesondere zu einer langfristig überdurchschnittlich steigenden Produktivität? Scherrer be-
antwortet diese Frage skeptisch: Eine Betrachtung der „new economy“ könne, so sein Argu-
ment, weder auf den Nationalstaat reduziert werden, wie dies in den meisten Analysen gesche-
he, noch sich auf Daten des sekundären Sektors beschränken oder das Problem der Ankopp-
lung der „new economy“ an Branchen mit einem hohen Anteil am Bruttosozialprodukt wie das
Gesundheits- oder Erziehungswesen negieren.
Ein zweiter Beitrag ist der europäischen Perspektive der „new economy“ gewidmet. Er beruht
auf einem an der Wirtschaftsuniversität Wien koordinierten Projekt und wurde auf dem Work-
shop von Michael Müller-Camen, Ph.D. (Leicester Business School und Wirtschaftsuniversität
Wien) vorgestellt. Auf Basis einer Langzeitstudie zur Erfassung europäischer Personalkon-
zepte kommt diesem Beitrag das Verdienst zu, den Begriff der „new economy“ mikroökono-
misch in bezug auf neue Formen der Arbeitsorganisation zu präzisieren. Als Kennzeichen neuer
Organisationsformen werden u.a. der Übergang von hierarchisch in projektorientiert ausge-
staltete Organisationen und der Bedeutungsgewinn von Prozessen gegenüber Strukturen an-
geführt. Im Personalmanagement, so werden einschlägige Studien zitiert, gewinne der Faktor
Vertrauen an Gewicht; Arbeitnehmer sollen in der „new economy“ zu Mitunternehmern ent-
wickelt werden. Allerdings seien die meisten Beiträge, so seine Kritik, einer präskriptiven Be-
trachtung verhaftet. Müller steht diesen Ansätzen kritisch gegenüber - nicht nur aufgrund der
normativen Implikationen, sondern insbesondere aufgrund der impliziten Annahme eines uni-
versellen Geltungsanspruchs dieser „best practice“-Modelle und der noch ausstehenden Dis-
kussion um das Spannungsverhältnis neuer und etablierter Muster der Arbeitsorganisation.
Die japanische Situation wird abschließend von Dr. Wolfram Manzenreiter (Universität Wien)
beleuchtet. Anhand empirischen Materials zur aktuellen Entwicklung der IT-Industrien in Ja-
pan geht er insbesondere der Frage nach, wie sich deren Einsatz auf die Beschäftigungssituati-
on quantitativ und qualitativ auswirkt: Als Besonderheit im Unterschied zu den USA ist anzu-
führen, daß in Japan bei Einführung der neuen Technologien negative Netto-
Beschäftigungseffekte zu konstatieren sind. Qualitativ entstehen durch die „digitale Revoluti-iii
on“ intra- und interindustriell  neue Formen der Arbeitsorganisation, so z.B. durch eine ver-
einfachte zwischenbetriebliche Kommunikation mittels unternehmensübergreifender Standards
oder durch neue Formen von Erwerbsmustern, wie der Telearbeit. Ein Paradigmenwechsel
allerdings finde nicht statt, so sein Fazit, da sich etablierte Interaktionsmuster wiederholten: Als
Beispiel führt Manzenreiter die Dualität von KMU versus Großunternehmen im Hinblick auf
die Dichte der Internetzugänge sowie die hohe Abnehmerkonzentration in der Telearbeit an.
Der diesjährige Workshop wurde in bewährter Weise in Kooperation mit einem externen, nicht
primär in der Japanforschung verankerten Forschungsinstitut durchgeführt. Die Organisatoren
des Workshops freuen sich, in diesem Jahr Ulrich Jürgens als Vertreter des Wissenschaftszen-
trums Berlins (WZB) gewonnen zu haben, der in besonderer Weise an Konzeption und Organi-
sation des Workshops mitgewirkt hat.
Der nächstjährige Workshop soll sich, so der Wunsch der Teilnehmer, ebenfalls einer Frage-
stellung aus dem Bereich der „new economy“ widmen. Anregungen seitens der Leserschaft
bezüglich einer inhaltlichen Fokussierung sind herzlich willkommen.
Ein besonderer Dank gilt den Referenten für die anspruchsvollen und anregenden Beiträge so-
wie den Teilnehmern des Workshops für die engagierte Diskussion. Schließlich möchten die
Organisatoren der Vereinigung für sozialwissenschaftliche Japanforschung sowie der Tages-
leitung und ihrem Stab an der Universität Heidelberg  danken, die auch in diesem Jahr einen
ansprechenden Veranstaltungsrahmen für den Workshop zur Verfügung gestellt haben.
Prof. Dr. Ulrich Jürgens      Prof. Dr. Werner Pascha           Prof. Dr. Cornelia Storz
Berlin, Duisburg und Bremen, November 20001
"New Economy": Theoretische Perspektiven
Christoph Scherrer
Der Begriff New Economy ist ähnlich schillernd wie der Begriff der Moderne. Zum ersten Mal
ist er mir in einem Aufsatz von Kim Moody begegnet (1994/1997), wo er für Deregulierung,
schlanke Produktion und vor allem für eine ethnisch und gendermäßig neu zusammengesetzte
Arbeiterschaft stand. Allgemeine Bekanntheit hat dieser Begriff durch eine Rede des Vorsit-
zenden des US-amerikanischen Zentralbankrates, Allen Greenspan, vor dem US-
amerikanischen Kongress im Juli 1996 erhalten. In dieser Rede begründete Greenspan den
Verzicht auf Zinserhöhungen trotz sinkender Arbeitslosigkeit mit dem Hinweis auf hohe Pro-
duktivitätszuwächse, die beschäftigungsinduzierte Preissteigerungen verhindern würden. Mit-
hin gälte die in den 1980er Jahren weitverbreitete Annahme nicht mehr, dass die Preisstabilität
bei einer Arbeitslosenquote von unter fünf Prozent gefährdet sei. Preisstabilität könnte auch bei
einer deutlich geringeren Arbeitslosigkeit gewahrt bleiben. Diese Situation sei neu, deshalb sei
es berechtigt von einer New Economy zu sprechen. Als Hauptursache für das Produktivitäts-
wachstum identifizierte er neben der verschärften internationalen Konkurrenz vor allem die
Technologiesprünge in der Informationsbearbeitung.
„Our nation has been experiencing a higher growth rate of productivity - output per hour
worked - in recent years. The dramatic improvement in computing power and communi-
cation and information technology appear to have been a major force behind this benefi-
cial trend“ (Greenspan 1998)
Im Sprachgebrauch wird der Begriff New Economy deshalb häufig auch für jene Wirtschafts-
zweige verwendet, die die auf das Internet bezogenen Informationstechnologien entwickeln,
herstellen und anwenden (die sogenannte Internetökonomie; siehe Zerdick et al. 1999). Für die
folgende Diskussion der theoretischen Perspektiven auf das Phänomen der New Economy,
werde ich mich an Greenspans inhaltlicher Füllung des Begriffes orientieren. Kennzeichnend
für die New Economy ist, dass sie aufgrund hoher Produktivitätszuwächse ein dauerhaft höhe-
res inflationsneutrales Wirtschaftswachstum zulässt (vgl. auch Bassanini et al. 2000).
Für Greenspans These von einer New Economy will ich zunächst die üblicherweise angeführ-
ten Belege vorstellen. So dann werde ich die Skeptiker kurz zu Wort kommen lassen. Es folgt
eine theoretische Begründung für Greenspans These, deren Ursprung in unverdächtiger Ferne
zu den an dieser These interessierten Gruppen, wie der Clinton-Regierung, der Federal Reserve2
Board und den Wall-Street-Firmen, liegt, nämlich der französischen Regulationstheorie
2. Ab-
schließend werde ich die empirische Basis für eine solche Deutung problematisieren und auf
einige Trends verweisen, die auf die Vergänglichkeit und Singularität des derzeitig langanhal-
tenden Wirtschaftsaufschwunges in den USA hindeuten.
Die These von der New Economy
Im Kern beinhaltet die These von der New Economy die Behauptung, dass sich seit einigen
Jahren ein höherer, nicht-inflationärer Wachstumstrend aufgrund eines insbesondere den In-
formationstechnologien geschuldeten höheren Produktivitätswachstums abzeichnet. Noch ein-
mal in den Worten des Zentralbankchefs Allen Greenspan lautet die These folgendermaßen:
„It`s certainly become increasingly difficult to deny that something profoundly different
from typical post war business cycle has emerged in recent years. … Most remarkably,
inflation has remained subdued in the face of labor markets tighter than we experienced
in at least a generation… While there are various competing explanations …, the most
compelling appears to be the extraordinary surge in technological innovation … In the
early 1990s, …, those innovations began to offer sharply higher prospective returns on
investment than had prevailed in earlier decades… By 1995, the investment boom had
gathered momentum, suggesting that earlier expectations of elevated profitability had not
been disappointed… Now, five years later, there can be little doubt that … the [produc-
tivity] growth rate has continued to rise with scant evidence that it is about to crest.”
(Greenspan 2000: 2)
Die These fand augenscheinlich Bestätigung durch den ungewöhnlichen Konjunkturverlauf der
US-amerikanischen Wirtschaft. Wie den Schaubildern 1-5 im Anhang entnommen werden
kann, unterscheidet sich der Clinton-Aufschwung ab seinem fünften Jahr signifikant von vor-
hergehenden Aufschwüngen: die Produktivität steigt weiter an, die Inflation nimmt ab, die
Gewinne gehen nur geringfügig zurück und die Reallöhne steigen.
Einer der Gründe für die außergewöhnliche Produktivitätssteigerung in einer späten Phase des
Konjunkturaufschwungs ist der rasche Anstieg der informationstechnologischen Kapitalinten-
sität, insbesondere der Ausrüstungen für die Datenverarbeitung. Das Verhältnis von Kapital-
stock an EDV- Ausrüstungen pro Arbeitsstunde stieg in der Periode von 1991-95 um durch-
schnittliche 16,3 Prozent pro Jahr an und beschleunigte sich in der Periode 1996-99 auf 33,7
Prozent. Der Einsatz von Software nahm ebenfalls rasch zu, wenngleich auch nicht ganz so
dramatisch. Alle anderen Formen des Kapitalstocks, die immerhin mehr als 95 Prozent des
                                               
2 Zu den Klassikern dieser französischen ökonomielastigen Gesellschaftstheorie gehören die Werke von Michel
Aglietta (1979, 2000), Robert Boyer (1990) und Alain Lipietz (1985a). Für eine Einführung aus ökonomietheo-
retischer Sicht siehe Hübner (1989).3
gesamten US-amerikanischen Kapitalstocks ausmachen, stiegen in der Neunziger Jahren ledig-
lich um ein halbes Prozent pro Jahr an (siehe Schaubild 6).
Eine Studie von Oliner und Sichel ergab, dass in den Jahren 1996-99 die Investitionen in Com-
puterausrüstungen zu 24 Prozent zur allgemeinen Arbeitsproduktivitätssteigerung beigetragen
haben, was umso erstaunlicher sei, als der Anteil von Computern am gesamten Kapitalstock
1998 geringer als ein Prozent gewesen sei (Oliner/Sichel 1999, 2000). Insgesamt soll die ver-
stärkte Verwendung von Informationstechnologien (Computern, Software und Kommunikati-
onsausrüstungen) in der zweiten Hälfte der Neunziger Jahre, je nach Studie, zwischen 48 und
74 Prozent der Beschleunigung der Produktivitätssteigerungen von 1,06 Prozentpunkten erklä-
ren können (DOC 2000: 38).
Wie der US-amerikanische ökonomische Mainstream den langen Konjunkturaufschwung theo-
retisch zu fassen versucht, hat Barry Bluestone – mit kritischer Absicht – sehr anschaulich dar-
gestellt (1999). In dieser Erklärung spielt die Inflation eine zentrale Rolle. Falls Preissteigerun-
gen zu erwarten sind, werden Anleger als Ausgleich für die erwarteten Kaufkraftverluste höhe-
re Zinsen verlangen. Unsicherheit über die künftige Inflationsentwicklung hemmt ebenso die
Investitionstätigkeit. Ohne die Kenntnis künftiger Preise fällt es den Unternehmen schwer, das
künftige Produktionsniveau zu planen. Sie werden insbesondere aus Angst vor unausgelasteten
Kapazitäten langfristige Investitionen vermeiden wollen.
Die einzelnen Bestandteile des neoklassischen Wachstumsmodells fasste Bluestone wie folgt
als Syllogismus zusammen:
(A) Wirtschaftliches Wachstum kann nur durch höhere Investitionen beschleunigt werden.
(B) Höhere Investitionen bedürfen niedriger Zinsen.
(C) Niedrige Zinsen bedürfen stabiler Preise und vermehrten Sparens.
(D) Nur wenn Inflationstendenzen unter strikter Kontrolle bleiben und eine hohe Sparquote
erreicht wird, kann das wirtschaftliche Wachstum beschleunigt werden.
Diese logische Schlusskette lässt jedoch eine zentrale Frage offen, nämlich die nach der Nach-
frageseite. Wenn durch die derart geförderten Investitionen das Produktionsvolumen ständig
steigt, aber die Nachfrage für die zusätzlichen Waren und Dienstleistungen nicht ausreicht,
dann erhöhten die Produktivitätssteigerungen allein die Arbeitslosigkeit und führten zu einer
Unterauslastung der Produktionskapazitäten.4
Diese Argumentationslücke füllt die von Bluestone so titulierte Wall Street Wachstumsspirale.
Ihr liegt die Annahme zugrunde, dass Inflationsbekämpfung ein Gefühl von Finanzmarktstabi-
lität vermittelt, das selbst wiederum höhere Aktienkurse begünstigt. Diese höheren Aktienkurse
vermehren das Vermögen der Haushalte und ermutigen sie dadurch zu höheren Ausgaben. Auf
diese Weise entsteht die Nachfrage für das durch die neuen Investitionen zusätzlich entstande-
ne Produktionsvolumen. Und so dreht sich die Wachstumsspirale auf ein immer höheres Ni-
veau.
Aus heutiger Sicht scheint dieses Modell – so schreibt Bluestone 1999 – genauso funktioniert
zu haben, wie es angepriesen wurde. Die Kurse des Dow-Jones 30 Industrials stiegen von we-
niger als 3.800 im Jahre 1994 auf über 9.000 im Sommer 1998. Diese Kursanstiege erhöhten
das Vermögen der Haushalte um zwölf Billionen US-Dollar innerhalb von lediglich vier Jahren.
Jedoch wurde nur ein sehr geringer Teil dieses Vermögenszuwachses tatsächlich für Waren
und Dienstleistungen ausgegeben. Doch selbst wenn dieser Teil nicht größer als vier Prozent
gewesen wäre, hätte er die jährlichen Konsumausgaben um 120 Milliarden US-Dollar erhöht.
Dadurch wäre der Konsum insgesamt um 2,1 Prozent pro Jahr gestiegen. Wiederum in den
Worten von Allan Greenspan:
„... Die Wachstumsspirale funktioniert noch gut. Unter der Bedingung niedriger Inflation
und eines generell günstigen Kreditklimas erhöhen steigende Börsenwerte die Konsum-
neigung, die wiederum zur Ausweitung des Produktionsvolumens, der Beschäftigung
und Produktivität fördernden Kapitalinvestitionen beiträgt.“ (Greenspan 1998, Überset-
zung ChS)
Obgleich Bluestone diese Art der Erklärung für den ungewöhnlichen Konjunkturverlauf der
USA explizit nicht teilt, so unterscheidet er sich selbst von dieser im wesentlichen nur durch
die Betonung des Beitrages der informationstechnischen Revolution zur gestiegenen Investiti-
onsbereitschaft der Unternehmen. Und mit dieser Betonung findet er sich in der Gemeinschaft
mit Greenspan wieder.
Skeptische Ökonomen
Trotz des imposanten Konjunkturverlaufs der letzten Jahre findet die These von einer New
Economy nicht unter allen Ökonomen Anhänger. Zum einen wird die gegenläufige Produkti-
vitätsentwicklung entweder gänzlich angezweifelt oder als kurzzeitiger „Ausreißer“ interpre-
tiert. Die durchschnittliche Produktivitätssteigerung von 2,15 Prozent pro Jahr im Zeitraum
von 1995 bis 1999 lag, wie Robert Gordon hervorhob (1999), immer noch unter der durch-
schnittlichen Zuwachsrate von 2,63 Prozent im Zeitraum von 1952 bis 1972.5
Für die Skeptiker gilt das Diktum von Robert Solow: „You can see the computer age every-
where but in the productivity statistics” (1987: 36). Bis vor kurzem bestand nämlich unter den
Produktivitätsexperten der Konsens, dass die Informationstechnologien ein Produktivitätspara-
dox aufwerfen würden. Die Leistungsfähigkeit dieser Technologien verbessert sich rasch, die
Produktivität ihrer Herstellung ebenso und seit Beginn der achtziger Jahre finden sie eine weite
Verbreitung, doch in den makroökonomischen Produktivitätsstatistiken fände ihr Einsatz kei-
nen Niederschlag (Blinder/Quandt 1997). Auch noch im Jahre 2000 warnen führende Produk-
tivitätsexperten wie Dale Jorgenson and Kevin Stiroh vor zu vorschnellen Urteilen:
„The apparent combination of slow productivity growth and heavy computer-use [in
specific service industries] remains an important obstacle for new economy proponents
who argue that the use of information technology is fundamentally changing business
practices and raising productivity throughout the U.S. economy.” (Jorgenson/Stiroh
2000: 37)
Des weiteren erscheint es diesen Autoren wenig plausibel, dass der relativ kleine Sektor Infor-
mationstechnologien (siehe oben) zu Produktivitätsfortschritten auf breiter Basis geführt hätte.
Gemäß den Berechnungen von Robert Gordon beschränkten sich hohe Produktivitätszuwächse
allein auf diesen Sektor, nämlich jährlich 41,7 Prozent (Gordon 1999: Tab. 1).
Zum anderen sehen einige Makroökonomen die höheren Produktivitätsfortschritten umgekehrt
als Folge des hohen Wirtschaftswachstums (Solow, zitiert in Uchitelle 2000), welches sie kau-
sal vor allem auf eine wachstumsfördernde Geldpolitik zurückführen.
Regulationstheoretische Deutung der New Economy
Die These von einer New Economy wird allerdings nicht nur von interessierter Seite, sei es die
Clinton-Regierung oder Emissionshäuser an der Wall Street, propagandiert, sondern auch von
Wirtschaftshistorikern, wie Paul David, und Gesellschaftstheoretikern aus neomarxistischer
Tradition, wie Manuell Castells
3, geteilt.
Das Produktivitätsparadox der Informationstechnologien wird von diesen durch die Argumen-
tationsfigur „neues Produktionsparadigma“ gelöst. Derzeit wäre der Durchbruch eines neuen
Produktionsparadigma beobachtbar. Die Produktion mittels Technologien auf Basis billiger
Energien würde durch ein Produktionsparadigma auf Basis billiger Informationen abgelöst
werden. Dieser Wechsel sei durch die informationstechnologische Revolution ermöglicht wor-
                                               
3 Manuel Castells Definition der New Economy bezieht sich allerdings weniger auf ihre makro-ökonomische
Dimension als vielmehr auf ihre Produktionsseite. Für ihn ist die New Economy „informational, global, and
networked“.6
den. Verbindendes Element der verschiedensten technologischen Durchbrüche der letzten Jahr-
zehnte sei die gemeinsame digitale Sprache für wie Informationen beschaffen, gespeichert und
übertragen werden können. Die Digitalisierung von Informationen begünstige die Möglichkei-
ten des Austausches zwischen einzelnen Forschungsfeldern und beschleunige somit die Wis-
sensgenerierung. Allerdings könnten die Früchte dieser technologischen Entwicklung nicht
sofort gesamtwirtschaftlich geerntet werden. In Analogie zu technologischen Sprünge in der
Vergangenheit, wie beispielsweise in Form des Elektromotors (David / Wright 1999), müsse
von einer längeren Lernphase im Umgang mit der neuen Technik ausgegangen werden. Der
entscheidende Durchbruch für die allgemeine Anwendung der elektronischen Datenverarbei-
tung sei erst 1971 mit der Erfindung des Mikroprozessors vollzogen worden. Sein Einsatz ging
allerdings mit hohen Lernkosten einher. Es bedurfte der Veränderung des institutionellen Um-
feldes. Studien zur Einführung von elektronischer Datenverarbeitung in Organisationen erga-
ben, dass sich die Produktivitätsgewinne nur dann einstellten, wenn die Organisation entspre-
chend umstrukturiert wurde (Brynjolfsson / Hitt 1998). Die optimale Nutzung des Computers
sei erst mit der Entstehung des Internets gegeben gewesen (Castells 2000: 51-53). Eigene Er-
fahrungen im Umgang mit dem Computer in der Wissenschaft dürften dieses Argument rasch
plausibel erscheinen lassen.
Aber nicht nur dass die elektronische Datenverarbeitung erst im Laufe der Zeit ihr volles Po-
tenzial entfalten konnte, führte zu der unerwartet enttäuschenden Produktivitätsentwicklung.
Von größerer Bedeutung dürfte die Ablösung des Alten durch das neue Paradigma gewesen
sein. Folgt man der Regulationstheorie in der Annahme, dass die Produktivitätsreserven des
alten Paradigma spätestens seit Mitte der siebziger Jahren erschöpft gewesen seien (Aglietta
1979: 119-121), dann waren die geringen Produktivitätssteigerungen in den achtziger und frü-
hen neunziger Jahren geradezu zwangsläufig. Denn solange das neue Paradigma nur in weni-
gen Bereichen zur Anwendung kam und in noch wenigeren Bereichen die erhoffte Wirkung
zeigte, prägte die abnehmende Effizienz des alten Paradigma die gesamtgesellschaftliche Pro-
duktivitätsentwicklung (David 1999: 29).
Laut der Regulationstheorie kann ein neues Produktionsparadigma sein Potenzial jedoch nicht
voll entfalten, solange es nicht in ein kompatibles Akkumlationsregime und eine entsprechende
Regulationsweise eingebettet ist.
Im Analyseinstrumentarium der Regulationstheorie nimmt der Begriff Regulation einen zen-
tralen Stellenwert ein. Unter der Regulation eines sozialen Verhältnisses wird die Art und Wei-
se verstanden, „in der sich dieses Verhältnis trotz und wegen seines konfliktorischen und wi-7
dersprüchlichen Charakters reproduziert“ (Lipietz 1985b: 109). Im Kapitalismus entsteht Re-
gulationsbedarf hauptsächlich aufgrund des prekären Charakters der beiden grundlegenden
Verhältnisse dieser Produktionsweise: des Warenverhältnisses und des Lohnverhältnisses. Der
Tausch, als sich ständig wiederholender Vergesellschaftungsmodus der privaten Produktion,
bedarf für seine Konstituierung einer Reihe von gesellschaftlichen Regularitäten in Form von
Institutionen, Netzen sowie expliziten oder impliziten Normen. Dazu gehört beispielsweise das
Geld. Das Funktionieren einer Institution wie des Geldes ist wiederum abhängig von etlichen
anderen Regularitäten, sogenannten Regulationsformen, die vor allem die gesellschaftliche
Anerkennung des Geldes als Repräsentant des Wertes gewährleisten. Ebenso machen die dem
Lohnverhältnis inhärenten Widersprüche („zuviel Lohn und zu wenig Akkumulation oder zu-
viel Profite und zu wenig Nachfrage“ sowie Kontrolle der Arbeitsleistung gegenüber Eigeni-
nitiative) besondere Regulationsformen notwendig, wenn eine fortschreitende Kapitalakkumu-
lation gelingen soll. In ihrer Gesamtheit werden diese Regulationsformen als Regulationsweise
bezeichnet. Als bedeutsam werden Regulationsformen in den Bereichen Lohnverhältnis, Real-
lokation von Geld-Kapital, Reproduktion und Steuerung des Geldes, Staatstätigkeit bezeichnet
(Lipietz 1985b: 115-121).
Der zweite zentrale Begriff ist der des Akkumulationsregimes:
„Das Akkumulationsregime ist ein Modus systematischer Verteilung und Reallokation
des gesellschaftlichen Produktes, der über eine längere Periode hinweg ein bestimmtes
Entsprechungsverhältnis zwischen den Veränderungen der Produktionsbedingungen
(dem Volumen des eingesetzten Kapitals, der Distribution zwischen den Branchen und
den Produktionsnormen) und den Veränderungen in den Bedingungen des Endver-
brauchs (Konsumnormen der Lohnabhängigen und anderer sozialer Klassen, Kollekti-
vausgaben, usw.) herstellt.“ (Lipietz 1985b: 120)
Allgemein ist die Typologie der Akkumulationsregime fünffach dimensioniert:
„Durch (a) den Typus von Produktionsorganisation und die Stellung der Lohnab-
hängigen im Produktionsprozeß; (b) den zeitlichen Horizont der Kapitalbildung und -
verwertung; (c) die Aufteilung des Wertprodukts in Löhne und Profite (sowie Steuern),
(d) die Zusammensetzung der gesellschaftlichen Nachfrage, auch in Relation zu der Ent-
wicklung der Produktionskapazitäten der einzelnen Abteilungen der gesellschaftlichen
Produktion; (e) deren Artikulationsmodus mit nicht-kapitalistischen Sektoren sowie dem
internationalen Regime.“ (Boyer, zitiert nach Hübner 1987: 40)
Ihre Kohärenz finden diese Akkumulationsregime aber erst durch die Regulationsweisen. Letztere
sichern die Vereinbarkeit von Verhaltensweisen im Rahmen eines Akkumulationsregimes.
Im folgenden will ich den Versuch einer regulationstheoretischen Deutung der New Economy
wagen (für einen gründlicheren Deutungsversuch siehe Scherrer 2001).8
Gegenüber dem Akkumulationsregime des Fordismus, in dem Investitionen vornehmlich vom
Konsum angetrieben werden, käme in der New Economy diese Rolle den Erwartungen in die
Effizienz-, Pionier- und Monopolgewinne bei der Anwendung von technologischen Innovatio-
nen zu. Ausreichend gesellschaftliche Nachfrage bliebe zum einen durch die beschäftigungs-
wirksamen Multiplikatoreneffekte der Investitionen gesichert. Zum anderen würde das Real-
lohnniveau im Gegensatz zum Fordismus nicht durch eine Anpassung der Nominallöhne an das
Produktivitätswachstum gehalten werden, sondern vornehmlich durch Preissenkungen. Im
Vergleich zu der Periode der Weltwirtschaftskrise behindert heute in der OECD-Welt eine
solche Strategie nicht die Integration der Masse der Lohnabhängigen in die kapitalistische
Konsumwelt. Zentrale Produkte des Fordismus, wie das Automobil und das Eigenheim, konn-
ten noch so billig werden, sie blieben absolut weiterhin so teuer, dass sie nicht aus laufenden
Einkommensströmen finanziert werden konnten. Die Masse der Lohnabhängigen hatte auf-
grund prekärer Einkommensströme kein Zugang zu Kredit, um vom Preisverfall Gebrauch
machen zu können. Heute fällt in den OECD-Ländern die soziale Absicherung trotz Umbaues
des Sozialstaates deutlich umfangreicher aus, sodass die Einkommensströme stetiger ausfallen.
Aus diesem Grund sind Kredite (bzw. Kreditkarten) für die Masse der Lohnabhängigen leicht
zugänglich. Ferner werden die Preise für einfache Konsumgüter durch Importe aus Ländern
mit deutlich geringerem Lohnniveau niedrig gehalten, was vor allem den unteren Lohngruppen
eine Teilhabe am Markt ermöglicht.
Allerdings erlauben die hohen Produktivitätszuwächse auch inflationsneutrale Nominallohn-
steigerungen, wie sie in den letzten Jahren in den USA beobachtbar sind.
Die Regulation des Lohnverhältnisses würde in der New Economy weitgehend marktförmig
ausfallen. Auf der Basis eines staatlich vorgegebenen Mindestniveaus an Lohnhöhe und sozia-
ler Absicherung würden sich Preis und Menge der Arbeitskraft nach Angebot und Nachfrage
richten. Die daraus resultierende Lohnspreizung würde beschäftigungsfördernd wirken. Gerin-
ge Löhne bei Wirtschaftsaktivitäten mit geringer Produktivität erlaube deren Aufrechterhaltung
bzw. erlaube den Besserverdienenden derzeit noch im Haushalt durch unbezahlte Arbeit er-
brachten Dienstleistungen über den Markt zu beziehen. Aus den oben genannten Gründen sei
trotz der Lohnspreizung keine Nachfragelücke zu befürchten.
Weitgehend deregulierte, globalisierte Märkte böten eine Gewähr gegen Inflationstendenzen
und führten zur raschen, innovationsfördernden Reallokation von Ressourcen. Vor allem die
Finanzmärkte würden rascher auf neuen Bedarf reagieren und somit Innovationen anschieben
und Strukturkonservatismus verhindern. Statt Selbstfinanzierung und Bankkrediten würden9
börsennotierte Wertpapiere und Venture-Kapital als Finanzierungsarten dominieren. Dies hätte
den zusätzlichen Nutzen der Nachfragestabilisierung, denn steigende Aktienkurse führen zu
erhöhten Konsumausgaben. Allein die Geldpolitik bliebe wie im Fordismus staatlich verfasst,
zumindest in den industriell führenden Kernlanden.
Dünne empirische Basis
Diese regulationstheoretische Deutung der New Economy steht allerdings auf einer fragwürdi-
gen empirischen Basis. Zum einen ist noch nicht ausreichend geklärt, inwieweit die empirische
Plausibilität dieser Deutung nicht auf besonderen, schwer verallgemeinerbaren Bedingungen
der US-Wirtschaft beruht. Zum anderen ist die Datenlage hinsichtlich der Produktivitätsent-
wicklung, dem Kern des Arguments von der New Economy, alles andere als gesichert.
Für den zweifelsohne außergewöhnlich langen Konjunkturaufschwung kann eine alternative
Erklärung gleichsam für sich Plausibilität beanspruchen: Die These von der wachstumsorien-
tierten Geldpolitik. So zeigt Thomas Palley auf, wie sich die US-amerikanische Geldpolitik seit
Mitte der achtziger Jahre antizyklisch – mit einer kurzzeitigen Ausnahme – verhalten hat, wäh-
rend die europäische Geldpolitik nicht nur restriktiver sondern auch prozyklisch ausgefallen
sei. Zusammen mit einer ebenso tendenziell prozyklischen Fiskalpolitik hätte die europäische
Geldpolitik zu einem deutlich höheren Zinsniveau geführt und einer entsprechend höheren Ar-
beitslosigkeit. Die restriktivere Politik in Europa sei insbesondere Folge der Globalisierung
wirtschaftlicher Aktivitäten, so dass Volkswirtschaften, die nicht über einen Markt in der Grö-
ße der USA verfügten, nur mittels internationaler Übereinkommen einen expansiven Wirt-
schaftskurs einschlagen könnten (Palley 1999).
Während aufgrund der globalisierungsbedingten Währungskonkurrenz die europäische Geld-
politik restriktiver ausfiel, wurde die liberale US-amerikanische Geldpolitik durch die Globali-
sierung der Waren- und Kapitalmärkte begünstigt. Die weitgehend liberalisierten Gütermärkte
hielten die Inflation unter Kontrolle, und zwar durch einen Fall der Importpreise (Rich / Riss-
miller 2000), durch Konkurrenzdruck und durch die Bereitstellung zusätzlicher, Engpässe
vermeidender Produktionskapazitäten (ein Argument, was sich auch bei Greenspan [2000]
wiederfindet). Der geringe Inflationsdruck ließ der Zentralbank den wachstumsfördernden
zinspolitischen Spielraum. Die Kehrseite dieser Öffnung des eigenen Marktes waren allerdings
wachsende Handelsbilanzdefizite, die 1999 auf 347,2 Mrd. US-Dollar anstiegen (Pitz 2000).
Finanziert werden diese inflationsdämpfende Handelsbilanzdefizite mittels liberalisierter Kapi-10
talmärkte. Im ersten Viertel des Jahres 2000 finanzierte das „Ausland“ bereits 4 Prozent des
US-amerikanischen Bruttosozialproduktes (Peach / Steindel 2000:3).
In dieser Bereitschaft ausländischer Wirtschaftsubjekte, den US-amerikanischen Aufschwung
zu finanzieren, läge die Singularität des US-Aufschwunges begründet. Alle anderen Länder mit
samt ihren Wirtschaftssubjekten verfügen nicht über ein derart hohes Vertrauen der internatio-
nalen Geldvermögensbesitzer in ihre Zahlungsfähigkeit. Dafür bestehen trotz des Herdentriebs
der Finanzmarktakteure auch objektive Gründe: das fehlende Devisenaufbringungsproblem (die
Wirtschaftssubjekte der USA sind in ihrer eigenen Landeswährung verschuldet) und die grö-
ßenbedingte hohe Liquidität des US-Marktes (die einen raschen Marktaustritt verspricht). Al-
lerdings, so lehrt die Vergangenheit, ist dieses Vertrauen nicht grenzenlos. In den Jahren 1971-
73, 1979 und 1985 kam es zu massiven Kapitalrückflüssen, die zu drastischen Abwertungen
des US-Dollars führten (Scherrer 1999: 185-234). Deshalb sind die Verantwortlichen der US-
amerikanischen Geld- und Währungspolitik trotz des Bekenntnisses zur New Economy über
die steigenden Leistungsbilanzdefizite beunruhigt. Eine Abkehr der internationalen Vermö-
gensbesitzer vom US-Dollar und seine damit einhergehende Abwertung würde rasch die Im-
porte verteuern, die Geldentwertung beschleunigen und zu harten zinspolitischen Maßnahmen
drängen: Der Abschwung wäre da (Bergsten 2000).
Die Sorge wäre weniger berechtigt, wenn der Verschuldung im Ausland tatsächlich eine deut-
lich gesteigerte Investitionstätigkeit gegenüberstünde. Das Investitionsniveau der letzten Jahre
ist in historischer Sicht nicht besonders hoch (es lag 1998 bei 16,1 Prozent des BSP, 1980 be-
trug es 16,7 Prozent) und liegt zudem unter dem europäischen Niveau (1998: 18,5 Prozent;
Pitz 2000: Chart 4). In den US-Statistiken wurden 1999 interessanterweise die Ausgaben für
Computerprogramme reklassifiziert und den Investitionen zu geordnet, so dass sich das stati-
stisch ausgewiesene Investitionsniveau deutlich erhöhte, und zwar um 149 Mrd. US-Dollar im
Jahre 1999 (DoC 2000: 67). Den höheren Investitionen stehen aufgrund des raschen „morali-
schen Verschleißes“ der Informationstechniken zudem höhere Abschreibungen gegenüber. In
den 1960er Jahren stieg das Bruttoinlandsprodukt (BIP) und das Nettoinlandsprodukt (BIP
minus den Abschreibungen) gleichschrittig um 4,4 Prozent pro Jahr an. 1999 wuchs das BIP
um 4,1 Prozent, während das Bruttoinlandsprodukt lediglich um 3,6 Prozent zunahm (ebenda).
Da sich im Vergleich zu den 1980er Jahren das Investitionsvolumen nicht erhöht hat, finan-
zierte das Ausland in den letzten Jahren wohl eher den Konsum als die Investitionen.
Die These eines konsumgetriebenen Aufschwunges trotz der hohen Investitionen in Informati-
onstechniken ist deshalb nicht von der Hand zuweisen, zumal die Sparquote der privaten11
Haushalte drastisch abgenommen hat. Im August 2000 hatte sie ihren vorläufigen historischen
Tiefststand von –0,4 Prozent erreicht (Pitz 2000: 5). Richard Peach und Charles Steindel wei-
sen zwar daraufhin, dass wenn bei der Berechnung der Sparquote zum einen die Veräuße-
rungsgewinne berücksichtigt würden und zum anderen die auf diese Gewinne gezahlten Steu-
ern nicht vom Einkommen abgezogen werden würden, sich die Sparquote 1999 um 7,25 Pro-
zentpunkte erhöhen würde, doch räumen sie ein, dass die Masse der Veräußerungsgewinne bei
sehr wenigen Haushalten anfallen (Peach / Steindel 2000). Darüber hinaus stellt sich die Frage,
was im Falle sinkender Börsen- und Immobilienwerte mit der Sparquote passiert. Falls sich,
wie es sich abzeichnet, die Erwartungen in die Gewinnmöglichkeiten der Internet Economy
nicht erfüllen und entsprechend die Aktienkurse nicht mehr weiter steigen, dann muss, wenn
der oben genannte Mechanismus gilt, mit einem verstärkten Rückgang der Konsumausgaben
bzw. mit einem raschen Ansteigen der Verschuldung der privaten Haushalte gerechnet werden.
Neben dem bereits erwähnten Ausland, das ca. 4 Prozent des BSP finanziert, schließt vor allem
der Staat die Finanzierungslücke, und zwar mit erstaunlichen 5,1 Prozent des BSP im Jahre
1999 (Peach/Steindel 2000:3). Doch im Falle einer Rezension wird der Staat nicht mehr solche
gewaltige Überschüsse erzielen können. Ein signifikanter Rückgang der gesamten Sparquote
ist dann wahrscheinlich und damit automatisch auch der Investitionen.
Die New-Economy-These steht ferner hinsichtlich der Produktivitätsentwicklung auf unsiche-
rem empirischen Grund. Mittlerweile tragen die Dienstleistungen zur mehr als der Hälfte zum
Bruttoinlandsprodukt der USA bei. Für die Dienstleistungen sind jedoch noch keine allseits
akzeptierten Methoden zur Bemessung der Produktivität entwickelt worden. Wiederum weit
über die Hälfte der Dienstleistungen gelten als kaum messbar („hard to measure“). Zu diesen
gehören das Erziehungswesen, das Gesundheitswesen und der große Bereich FIRE (Finanz-
dienstleistungen, Versicherung und Immobilienbetreuung; Griliches 1995). Wenn die Statistik
den Umsatz als Output-Maßgröße wählen würde, dann würde sie beispielsweise im Falle ge-
ringerer Abschlussgebühren für Versicherungen von einer fallenden Produktivität ausgehen,
wenngleich die Senkung der Gebühren der gestiegenen Produktivität der Verwaltung geschul-
det sein mag. Aus diesem Grunde nimmt das US-amerikanische Bundesamt für Statistik für die
meisten dieser Bereiche die Lohnsumme als Maßgröße für die Ausbringungsmengen. Dies12
führt allerdings dazu, dass das Produktivitätswachstum weitgehend mit den Lohnsteigerungen
gleichgesetzt wird.
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Im Oktober 1999 wechselte das Statistikamt für die Finanzdienstleistungen seine Produktivi-
tätsbemessungsmethode. Deren Transaktionsaktivitäten wurden nunmehr als Maß des Outputs
genommen, wodurch hohe Arbeitsproduktivitätszuwächse sichtbar wurden. Allerdings stellt
sich diesbezüglich die Frage der Gewichtung der unterschiedlichen Transaktionen, die von
Kontobuchungen bis zu komplexen Beratungsleistungen reichen (DoC 2000: 69).
Für Dienstleistungsbranchen, die im besonderen Maße Informationstechniken zwischen 1990
und 1997 eingesetzt haben, ergab eine Untersuchung des Wirtschaftsministeriums sogar, dass
die Arbeitsproduktivität um 0,3 Prozent zurückging (DoC 2000: 39f). Dieses Ergebnis könnte
aber den genannten Messproblemen geschuldet sein. Das Wirtschaftsministerium kam deshalb
in seiner Studie „Digital Economy“ trotz seiner insgesamt positiven Bewertung der New-
Economy-These zu der vorsichtigen Einschätzung:
„In the absence of more accurate measures of output for IT-intensive services industries,
we cannot rule out the possibility that IT has made a very modest contribution to labor
productivity outside the IT producing sector itself.“ (DoC 2000: 69)
Die Bemessung der Produktivität im güterproduzierenden Sektor ist allerdings auch problem-
behaftet. So wird beispielsweise der Nutzen einer gestiegenen Produktvielfalt ebenso wenig
wie Verbesserungen am Produkt adäquat berücksichtigt. Das Amt für Wirtschaftsstatistik hat
deshalb einen „hedonistischen“ Preisindex für die Computer- und Halbleiterindustrie entwickelt
(David 1999). Ein solcher Preisindex mag zwar die Veränderungen des Preis-
Leistungsverhältnisses besser reflektieren, doch bei der Festsetzung des Preisindices lässt sich
Willkür nicht vermeiden. Bei der Ermittlung der Arbeitsproduktivität im Fahrzeugbau geht
beispielsweise die maximale Geschwindigkeit der hergestellten Fahrzeuge nicht ein.
Des weiteren ist noch ungeklärt, ob beispielsweise die in betrieblichen Kostenvergleichs-
studien ermittelten Produktivitätssprünge in der Auto- und Stahlindustrie tatsächlich auf den
Einsatz von Informationstechniken zurückgeführt werden können. Der signifikante Produkti-
vitätsvorsprung der japanischen Hersteller in den 1980er Jahre beruhte nicht auf einem höheren
Anteil von Informationstechniken (es sei denn man rechnet das auf Karteikärtchen beruhende
                                               
4 „BEA estimates the real GPO [Gross Product] of [water transportation, transportation services, depository
institutions, nondepository institutions, holding and investment offices] by „extrapolation“ based on „BEA
persons engaged in production“ and the GPO of [business services, insurance agents, legal services, motion
pictures, and health services] based on „BLS employment weighted by Census Bureau receipts.“ BEA uses
separate deflators for outputs and inputs („double deflation“) for the remaining four industries (DOC 2000: 40).13
kanban-System hinzu), sondern auf den mittlerweile allseits bekannten Prinzipien der schlanken
Produktion und einer hohen Kapazitätsauslastung (Jürgens et al. 1989; Scherrer 1992). Aus
dieser Sicht wäre die positive Produktivitäts-entwicklung der Old Economy Folge eines Ler-
nens von Japan, und zwar einerseits hinsichtlich der Technik und andererseits dank des günsti-
gen makroökonomischen Klimas auch bezogen auf höhere Kapazitätsauslastungsgrade. Zudem
werden mittlerweile 30 Prozent der in den USA hergestellten PKWs unter der Regie japani-
scher Manager produziert.
Die New Economy bedarf noch der Bewährung
Angesichts des beeindruckenden US-amerikanischen Konjunkturverlaufs in den letzten Jahren
kommt der These von einer New Economy, die dank hoher Produktivitätszuwächsen ein infla-
tionsfreies hohes Wachstum ermöglicht, hohe Plausibilität zu. Sie lässt sich zudem sowohl in-
nerhalb des ökonomietheoretischen Mainstream als auch regulationstheoretisch begründen. Ihr
Kern, die informationstechnologisch bedingten Produktivitätszuwächse, steht allerdings noch
auf unsicherem Datenfundament. Ein großer Teil ökonomischer Aktivitäten, insbesondere die
Dienstleistungen, gilt als schwer messbar, und selbst im Bereich der Herstellung der Informati-
onstechnik bedarf es eines wissenschaftlich noch umstrittenen „hedonistischen“ Preisindices,
um hohe Produktivitätssteigerung statistisch ausweisen zu können. Die bisher offiziell ausge-
wiesenen Zuwächse liegen zudem noch unter denen der „goldenen“ 1960er Jahre. Deshalb
möchte ich mich dem Urteil von Robert Solow anschließen: „Das wir mit mehr Gewissheit die
Dauerhaftigkeit des erhöhten Produktivitätswachstum postulieren können, wenn dieses die
erste Rezension überstanden hat“ (Zitiert bei Uchitelle 2000).
Angesichts dieser Zweifel am Kern des New-Economy-Postulats bleibt die These von der spe-
zifischen Globalisierungsform der US-Wirtschaft plausibel. Laut dieser These hält die Globali-
sierung in Form weitgehend liberalisierter Gütermärkte die Inflation unter Kontrolle. Die libe-
ralisierten Finanzmärkte stellen ihrerseits die Mittel für Investitionen und für die inflations-
dämpfenden Leistungsbilanzdefizite zur Verfügung. Im letzteren läge die Einzigartigkeit des
US-Aufschwunges begründet, denn alle anderen Länder verfügen nicht über dieses hohe Ver-
trauen der internationalen Geldvermögensbesitzer in ihre Zahlungsfähigkeit. Allerdings ist die-
ses Vertrauen nicht grenzenlos. Eine Abkehr der internationalen Vermögensbesitzer vom US-
Dollar und seine damit einhergehende Abwertung würde gemäß dieser These rasch zu harten
zinspolitischen Maßnahmen führen. Die New Economy hätte dann ihre erste Bewährungsprobe
zu bestehen.14
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Neue Formen der Arbeitsorganisation - die europäische
Perspektive
Michael Müller-Camen, Johannes Ledolter, Wolfgang Mayrhofer,
Guido Strunk, Christiane Erten-Buch
Einleitung
In der betriebswirtschaftlichen und organisationstheoretischen Literatur gibt es in den letzten
Jahren eine umfangreiche Diskussion über neue Formen der Organisation (NOF). Ziel dieses
Beitrages ist es die Entwicklung in Richtung NOF am Beispiel des Personalmanagements empi-
risch zu testen, und die Existenz nationaler Unterschiede in der Entwicklung zu überprüfen.
Sowohl in der akademischen als auch in der Praktikerliteratur finden sich Aussagen, die darauf
hinweisen, das Veränderungen wie Globalisierung, technischer Wandel und Verringerung von
Produktlebenszyklen zu organisationalen Innovationen führen (Picot Reichwald und Wigand
1996, 205). Diese werden unter Namen wie atomisierte Organisation (Ryf 1993), Business
Reengieneering (Hammer and Champy 1993), Flexible Firma (Volberda 1998), Fraktales Un-
ternehmen (Warnecke 1993), Individualisiertes Unternehmen (Ghosal und Barlett 1998), Inter-
nalisierung des Marktes (Moldaschl 1998), Neue Dezentralisation (Drumm 1996), Netzwer-
korganisation (Sydow und Windeler 2000), Post-büroraktische (Heckscher und Donellon
1994), Post-moderne (Clegg 1990) und Virtuelle Organisation (Davidow und Malone 1993)
diskutiert. Auch wenn es Unterschiede zwischen diesen Konzeptionen gibt, haben sie mehrere
gemeinsame Merkmale.
Eine der wichtigsten Annahmen ist eine Abkehr von hierachisch, bürokratischen Strukturen. In
Zeiten großen organisatorischen Wandels werde diese als zu inflexibel und undurchlässig
empfunden. Stattdessen werden dezentrale, flexible und projektorientierte Organisations-
formen empfohlen (Zenger und Hesterly 1997). Diese Modularisierung der Unternehmung
(Picot, Reichwald und Wigand 1996) ist direkt verbunden mit einem weiteren Merkmal, dem
Aufbrechen grosser zentraler Stabsabteilungen und der Verlagerung von Verantwortung und
Resourcen auf Linienmanager. Eine weitere wichtige Annahme der NOF Literatur ist, das die
neuen autonomen Einheiten durch formelle und informelle Informationsnetzwerke zusammen-
gehalten werden müssen (Chakravarthy und Gargiulo 1998, 438). Vertikale Kom-22
munikationskanäle hierarchischer Strukturen werden durch horizontale Kommunikationswege
ersetzt und es bilden sich sowohl interne als auch externe Netzwerke. Prozesse werden wichti-
ger als formale Strukuren (Westney 1999, 571). Dies wird zwar durch die Informations-
technologie erleichtert (Rockard 1998), stellt jedoch hohe Anforderungen an das Human Re-
source Management. Vertrauen bekommt einen hohen Stellenwert (Chakravarthy und Gargiulo
1998, 438), Arbeitnehmer müssen zu Mitunternehmern werden (Kuhn 1997), Führung verän-
dert sich (Ghoshal und Bartlett 1998) und Qualifikations-anforderungen erhöhen sich (Frenkel
u.a. 1999).
In Anbetracht der umfangreichen Literatur über NOF, ist es überraschend wie wenig empiri-
sche Untersuchungen es über ihre Verbreitung NOF gibt. Ob die neuen Formen Übergangslö-
sungen sind, die wieder verschwinden, wenn sich Industrien bzw. Märkte etabliert und konso-
lidiert haben, oder ob sie etablierte Organisationsformen verdrängen und ersetzen werden, ist
ein wichtiges, aber bisher nicht beantwortetes Forschungsproblem (Sampler und Short 1998,
413-414). Bisher beruhte die Annahme eines radikalen Umbruchs im wesentlichen auf Fallstu-
dien atypischer Organisationen wie ABB oder 3M bzw. atypischer Industrien und Regionen
wie den amerikanischen High tech Unternehmen an der Westküste (Whittington u.a. 1999,
583) und vernachlässigt so den Einfluss wichtiger Kontingenzfaktoren wie Unternehmensgrö-
sse oder Sektor. Weiterhin gibt es kaum Längsschnittstudien, die Aussagen zur Entwicklung
über die Zeit machen können (eine Ausnahme ist die von der University of Warwick organi-
sierte Umfrage siehe Whittington u.a. 1999). Nicht überraschend zweifeln daher einige Kom-
mentatoren an einer weiten Verbreitung neuer organisationaler Formen. Beispielsweise argu-
mentiert Drumm (1996), das Koordinations- und Schnittstellenprobleme sowie überhöhte An-
sprüche an das Personal eine Entwicklung zu NOF kaum zulassen. Ein weiteres Problem ist die
Annahme der NOF Literatur, daß die Entwicklung zu neuen Managementformen universell ist
und es keine Unterschiede zwischen Ländern gibt. Im Gegensatz dazu legt die vergleichende
Wirtschaftssystemliteratur (Whitley 1992) nahe eine solche Analyse getrennt nach Ländern
durchzuführen, da unterschiedliche institutionelle Rahmenbedingungen die Verbreitung neuer
Organisationsformen fördern oder behindern können.
Wegen des zentralen Stellenwertes des Personalmanagement in NOF (Drumm 1996, Ferlie und
Pettigrew 1998), werden wir obige Frage am Beispiel dieser Managementfunktion für ausge-
wählte europäische Länder analysieren. Auf Grundlage der Literatur lassen sich verschiedene
Indikatoren ableiten, die für eine solche Analyse wichtig sind. Im Folgenden unterscheiden wir
dabei zwischen Strukturvariablen und Personalmanagementpraktiken.23
Strukturelemente der Personalfunktion
Die Dezentralisierung operationaler und strategischer Entscheidungs- und Ergebnis-
verantwortung ist wohl das wichtigste Merkmal von NOF (Ghoshal und Barlett 1998, Picot
u.a. 1999, 205). Verantwortung wird von der Zentrale auf untere Einheiten wie Tochtergesell-
schaft und Niederlassung verlagert, um Problementstehung und Lösungs-kompetenz wieder
stärker zu vereinen und die Orientierung der Manager vor Ort an den Unternehmenszielen zu
erhöhen. Dies gilt auch für das Personalmanagement.
Hypothese 1.1. Der Prozentsatz der europäischen Unternehmen, die ihre Personalpolitik auf
der Ebene der Tochtergesellschaft oder der Niederlassung bestimmen, hat sich in den 90er
Jahren signifikant erhöht.
NOF Konzepte sehen jedoch nicht nur eine Verlagerung von Verantwortung auf untere Orga-
nisationseinheiten, sondern auch von Stabsabteilungen auf die Linie vor.  „Front-line Manager“
erhalten eine hohe Autonomie und Verantwortung in Bezug auf Budget, Marketing, Personal
etc. (Hamel und Prahalad 1994, 290). Aus diesem Grund ist zu erwarten, das sich eine Ent-
wicklung zu NOF in einem Anstieg der Personalverantwortung von Linienmanagern ausdrückt
(Mayrhofer 1999).
Hypothese 1.2. Der Prozentsatz der europäischen Unternehmen, die die Verantwortung für
Personalfragen auf die Linie verlagert haben, hat sich in den 90er Jahren signifikant erhöht.
Eine Verlagerung von Verantwortung auf die Linie sowie das Outsourcing von nicht zu den
Kernkompetenzen zählenden Aktivitäten als ein weiteres Merkmal von NOF läßt erwarten,
dass Personalabteilungen im Zuge der Einführung neuer Organisationsformen verkleinert wer-
den. Da die Größe eine Personalabteilung auch von der Anzahl der Mitarbeiter im Unterneh-
men insgesamt abhängt, wird als Indikator die relative Größe der Personalabteilung (Verhältnis
Anzahl der Mitarbeiter der Personalabteilung / Gesamtzahl der Mitarbeiter) betrachtet.
Hypothese 1.3. Die relative Größe der Personalabteilung europäische Unternehmen hat sich
in den 90er Jahren signifikant verringert.
Die Evaluation der Personalfunktion ist ein weiteres Kennzeichen für eine Entwicklung in
Richtung neuer Organisationsformen. Eine wichtige Forderung der NOF Literatur ist die Kun-
denorientierung marktferner Unternehmensbereiche (Picot, Reichwald und Wiegand 1999,24
203). Wie andere Stabsfunktionen hat auch die Personalabteilung ihre Existenz zu legitimieren,
indem sie ihren Beitrag zum Unternehmenserfolg offenlegt.
Hypothese 1.4. Der Prozentsatz der europäischen Unternehmen, die ihre Personalabteilung
evaluieren, hat sich in den 90er Jahren signifikant erhöht.
Aufgabenfelder der Personalarbeit in Neuen Organisationsformen
Von Mitarbeitern neuer Organisationsformen wird ein Höchstmaß an Kooperation, Koordina-
tion und Selbstkontrolle erwartet (Drumm 1996, 11). Für Ferlie und Pettigrew (1998) müssen
die Mitarbeiter der neuen flexiblen Organisation Fähigkeiten wie "strong interpersonal, com-
munication and listening skills; an ability to persuade; a readiness to trade and to engage in
reciprocal rather than manipulative behaviour; an ability to construct long-term relationships;
... tolerance of high level of ambiguity and uncertainty; ... a good strategic sense, vision and
ideas; ... a capacity to learn quickly and to adapt in new situations" (219-220) besitzen. Dies
macht eine Erweiterung der menschlichen Leistungsgrenzen notwendig, die Anforderungen an
Mitarbeiter und Manager steigen (Picot, Reichwald und Wigand 1996, 457 ff.). Human Re-
sources sind somit entscheidend für den Erfolg neuer Organisations-formen. Daher sollte eine
Entwicklung in diese Richtung aus entsprechenden Personal-politiken in den Bereichen Trai-
ning, Kommunikation, Bezahlung und Arbeitsorganisation ersichtlich sein.
NOF stellen hohe Qualifikationsanforderungen an das Personal (Drumm 1996, 15 ff.). Empo-
werment, ganzheitliche Aufgabenabwicklung und Teamarbeit stellen breiter und höher ge-
streute Anforderungen als traditionelle Qualifikationsmuster (Picot, Reichwald und Wigand
1996, 456 ff.). Aus- und Weiterbildung kann nicht nur helfen die benötigten Kenntnisse und
Fähigkeiten zu entwickeln, sondern auch organisationales Lernen zu erleichtern. Um die
menschlichen Leistungsgrenzen zu erweitern, ist von NOF ein hohes Investment in Training zu
erwarten.
Hypothese 2.1. Der Anteil der Aus- und Weiterbildungsaufwendungen an der jährlichen
Lohn- und Gehaltssumme, hat sich in europäischen Unternehmen in den 90er Jahren signifi-
kant erhöht.
Eine Steuerung von Organisationen durch horizontale Kommunikation, setzt eine extensive
Kommunikation voraus. Dies ist nur möglich, wenn die Mitarbeiter über die Unternehmens-
strategie und die geschäftliche Entwicklung informiert werden.25
Hypothese 2.2. Die relative Anzahl der Mitarbeiter, die regelmäßig über Unternehmensstra-
tegie und Geschäftsverlauf informiert werden, hat sich in europäischen Unternehmen in den
90er Jahren signifikant erhöht.
Für NOF wird wegen der hohen Komplexität und Variabilität der Aufgaben sowie der höheren
Verantwortung des Einzelnen (Drumm 1996, 17) eine qualifikations- und teamorientierte so-
wie leistungsbezogene Bezahlung gefordert (Drumm 1996, 17, Frenkel u.a. 1999, Picot,
Reichwald und Wigand 1996, 492-495). Auch wenn die Arbeit in NOF durch ganzheitliche
Aufgaben, größere Handlungsspielräume und andere intrinsische Anreize attraktiver als in bü-
rokratisch, hierarchischen Strukturen sein kann, muß „mitunterneh-merisches Commitment“
zumindest teilweise von den Mitarbeitern auch monetär erkauft werden (Kuhn 1997, S.214).
Hypothese 2.3. Der relative Anteil der Mitarbeiter, die Leistungsanreize wie Kapitalbeteili-
gung, Erfolgsbeteiligung oder Gruppenzulagen erhält und/oder auf Grundlage einer Lei-
stungsbeurteilung entlohnt wird, hat sich in europäischen Unternehmen in den 90er Jahren
signifikant erhöht.
NOF brauchen eine flexible Arbeitsorganisation (Drumm 1996, 16-17, Picot, Reichwald und
Wigand 1996, 448 ff.). Dies kann sich u.a. beziehen auf festangestellte Mitarbeiter mit flexiblen
Jahresstundenverträge bzw. Möglichkeit der Heim- oder Telearbeit, auf die Schaffung von
Randbelegeschaften durch befristete Arbeitsverträge oder die Ausgliederung von Arbeiten
durch Subunternehmer oder Outsourcing.
Hypothese 2.4. Der Anteil europäischer Unternehmen, die flexible Jahresstundenverträge,
befristete Arbeitsverträge, Heimarbeit oder die Ausgliederung von Arbeiten (Subunternehmen
/ Outsourcing) nutzen, hat sich in den 90er Jahren signifikant erhöht.
Methode
Die Basis der hier vorgestellten Ergebnisse ist eine vom Cranfield Network On European Hu-
man Resource Management (Cranet-E) durchgeführte europaweite Untersuchung zur Erfas-
sung des status quo und der Entwicklungen des Personalmanagement in Europa (vgl. ausführ-
licher zum Netzwerk, zur Vorgehensweise und den europaweiten Ergebnissen
Brewster/Hegewisch 1994; Brewster et al. 1996; Mayrhofer 1998; Brewster, Mayrhofer und
Morley 2000). Träger der Untersuchung sind universitäre oder universitätsnahe Forschungsein-
richtungen in jedem der beteiligten Länder, die von der Cranfield School of Management,
England, koordiniert werden. Untersucht werden verschiedene Aspekte praktischer Perso-26
nalarbeit, v.a. die Felder Struktur und Politik (z.B. Eingliederung der Personalabteilung in die
Organisationsstruktur; Ziele des Personalmanagements), Personalbeschaffung (z.B. Verwen-
dung verschiedener Personalauswahlverfahren), Personalentwicklung (z.B. Einsatz bestimmter
Personalentwicklungsmaßnahmen), Vergütung und Zusatzleistungen (z.B. Existenz leistungs-
abhängiger Entgeltsysteme) und Arbeitsbeziehungen (z.B. Zusammenarbeit mit dem Betriebs-
rat). Methodisch werden verschiedene Instrumente eingesetzt. Kernelement ist ein an die Or-
ganisationen nach einem Pretest versandter schriftlicher Fragebogen. Er wird, so notwendig, in
einzelnen Items an die jeweilige Landessituation angepaßt (so machen z.B. die deutlichen Un-
terschiede im System der Arbeitsbeziehungen zwischen den einzelnen Ländern regelmäßig An-
passungen notwendig), ist aber in den Kernbereichen deckungsgleich. Zur Sicherung der Ver-
gleichbarkeit wird für jedes Land die Übersetzungs-Rückübersetzungstechnik angewendet.
Ergänzend zum Fragebogen werden Personalleiter zu einer Gruppendiskussion im Sinne eines
Expertentreffens eingeladen. Dazu kommen in einzelnen Ländern noch Fallstudien in einzelnen
Organisationen. Für die einzelnen Länder wird durch die jeweilige Forschungseinrichtung ein
der nationalen Branchen- und Größenstruktur möglichst entsprechendes Sample ausgewählt
(Mayrhofer 1999).
Für die vorliegende Auswertung wurden die 19 Länder herangezogen, in denen die Umfrage
bisher mindestens zweimal durchgeführt wurde (siehe Tabelle 1). Die Analyse beschränkt sich
auf den privatwirtschaftlichen Bereich (For-Profit-Organisationen mit mehr als 200 Beschäf-
tigten). Insgesamt konnten damit über den gesamten Zeitraum 20.510 Unternehmen analysiert
werden.
Statistisch wurden zur Prüfung der Hypothesen multiple Regressionsmodelle für die metrischen
Merkmale und logistische Regressionsmodelle für die dichotomen Merkmale ermittelt. Als
erklärende Größe gilt in allen Regressionsmodellen die Zeit, so daß auf die durchschnittliche
jährliche Veränderung der zu untersuchenden Merkmale fokussiert wird. In die Regressions-
modelle wurden als zusätzliche erklärende Größen folgende Kontrollfaktoren aufgenommen:
(a) die Größe der Unternehmen, (b) die Zugehörigkeit der Unternehmen zum primären, sekun-
dären oder tertiären Sektor und (c) die Zugehörigkeit der Unternehmen zu einer multinationa-
len Unternehmensgruppe. Die Regressionsmodelle wurden jeweils separat für jedes der 19
Länder berechnet. Die ermittelte durchschnittliche jährliche Veränderung der Merkmale wur-
den mittels t-Test auf Signifikanz geprüft.27
Ergebnisse
Im Folgenden werden die Resultate der statistischen Analyse separat nach Struktur- und Poli-
tikvariablen präsentiert. In Bezug auf eine Entwicklung der Struktur der Personalfunktion in
Richtung NOF stehen aus den Cranet-E Daten vier Indikatoren zur Verfügung, die Ebene, auf
der Personalpolitik bestimmt wird; die Aufteilung der Verantwortung für Personalfragen zwi-
schen Linie und Personalabteilung, die relative Größe der Personalabteilung und die formale
Evaluation der Personalabteilung. Diese werden nacheinander analysiert.
Entwicklung der Strukturvariablen
Beginnend mit der Ebene, auf der die Personalpolitik bestimmt wird, enthält die Cranet-E Um-
frage die Frage „Wenn Ihre Organisation Teil eines Konzerns ist und/oder Niederlassungen hat
..., geben Sie bitte an, auf welcher Ebene in der Regel Konzeptionen/Programme für die fol-
genden personalpolitischen Entscheidungen festgelegt werden.“ Für die Entscheidungen Ent-
gelt und Zusatzleistungen, Personalbeschaffung, Personalentwicklung / Aus- und Weiterbil-
dung, Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen und Personalbestandsveränderungen konnte
jeweils angegeben werden, ob die Entscheidung durch die Internationale Konzernleitung, das
Nationale Stammhaus / Hauptverwaltung, die Tochtergesellschaft oder die Niederlassung er-
folgt. Um unterschiedlichen Unternehmenstypen gerecht zu werden - so können z.B. nur bei
einem multinationalen Unternehmen Entscheidungen durch die Internationale Konzernleitung
erfolgen-, wurden für die Analyse Internationale Konzernleitung / Nationales Stammhaus, so-
wie Tochtergesell-schaft / Niederlassung jeweils zusammengefaßt. Der Score für ein einzelnes
Unternehmen kann sich daher zwischen 0, d.h. alle Entscheidungen werden von der nationalen
bzw. internationalen Zentrale getroffen und 5, d.h. in allen obigen Fragen wird auf der Ebene
Tochtergesellschaft / Niederlassung entschieden. Hypothese 1.1. folgend ist bei einer zuneh-
menden Verbreitung NOF zu erwarten, daß Entscheidungen von der Zentrale auf die Tochter-
gesellschaft bzw. Niederlassung verlagert werden. Die Ergebnisse der Analyse (siehe Tabelle
2) unterstützen diese Annahme nicht. Im Gegenteil, im Durchschnitt aller Länder findet im
Zehnjahreszeitraum im Umfang von einem halben Indexpunkt eine Verlagerung von Entschei-
dungen auf die obere Ebene statt. Die einzelnen Länderergebnisse zeigen in 16 Ländern eine
Zentralisierung, nur in dreien eine Dezentralisierung (nur für die Türkei gibt es eine statistisch
signifikante Entwicklung zur Dezentralisierung). Es gibt also keine Hinweise darauf, daß un-
ternehmenseinheitliche Personalpolitiken durch eine geschäfts- bzw. einheitenspezifische Per-28
sonalarbeit abgelöst würden. Daher wird diese Hypothese insgesamt nicht unterstützt. Wenn in
Personalfragen keine Dezentralisation erfolgt, ist dies noch weniger bei Entscheidungen über
Geschäftssstrategien, Investitionen oder Kapitalallokation zu erwarten. Diese Vermutung wird
von der Warwickumfrage (Ruigrok et.al 1999, 51-52) unterstützt, die für die Jahre 1992 und
1996 eine hohe Dezentralisation von operativen Geschäftsentscheidungen in europäischen Un-
ternehmen feststellt, jedoch nur eine begrenzte Dezentralisation bei strategischen Entscheidun-
gen. Um herauszufinden, ob es sich bei operativen Fragen der Personalarbeit anders verhält,
eignet sich ein anderer Indikator.
Eine operative Dezentralisierung von Entscheidungen ist zwischen Stabsfunktionen und Linie
möglich. Cranet-E fragt für fünf verschiedene Bereiche des Personalmanagements (Entgelt und
Zusatzleistungen, Personalbeschaffung, Personalentwicklung / Aus- und Weiterbildung, Ar-
beitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen und Personalbestandsveränderungen) danach, wer die
Hauptverantwortung für wichtige Entscheidungen trägt, der direkte Vorgesetzte, der direkte
Vorgesetzte in Absprache mit der Personalabteilung, die Personalabteilung in Absprache mit
dem direkten Vorgesetzten oder die Personalabteilung. Aus diesen Antworten läßt sich ein
Index bilden, der von 5, d.h. in allen fünf Bereichen entscheidet die Personalabteilung allein, bis
20, d.h. in allen fünf Bereichen entscheidet allein die Linie, reichen kann. Der Durchschnitts-
wert für alle Länder zeigt über den Zeitraum von 1990 bis 1999 keine Dezentralisierung, son-
dern eine leichte Zentralisierung von 0,11 Indexpunkten (siehe Tabelle 2). In ungefähr der
Hälfte der untersuchten Länder ist eine Zentralisierung und in der anderen Hälfte eine Dezen-
tralisierung zu beobachten. Nur in Irland, Italien, Norwegen und Schweden ist die Dezentrali-
sierung statistisch signifikant. Insgesamt wird daher die Hypothese „Der Prozentsatz der euro-
päischen Unternehmen, welche die Verantwortung für Personalfragen auf die Linie verlagert
haben, hat sich in den 90er Jahren signifikant erhöht“, nicht unterstützt.
Während von den bisherigen Indikatoren keine Entwicklung der Struktur der Personalfunktion
in Richtung neuer Organisationsformen absehbar ist, unterstützen die Daten über die relative
Größe der Personalabteilung einen NOF Trend. Im Durchschnitt aller Länder nimmt der Anteil
der Mitarbeiter der Personalabteilung an der Gesamtgröße des Unternehmens im betrachteten
Zehnjahreszeitraum um 0,3 Prozentpunkte ab. (Um die Darstellung der Ergebnisse für die ver-
schiedenen Indikatoren zu vereinheitlichen, ein Anstieg deutet jeweils auf eine Entwicklung in
Richtung NOF hin, wird in Tabelle 2 und Abbildung 1 eine Verringerung der relativen Größe
der Personalabteilung als Steigerung ausgewiesen). Dieses Ergebnis ist statistisch signifikant.
Nur in zwei der 18 Länder, Frankreich und Dänemark steigt die relative Größe der Personal-29
abteilung. In den meisten Ländern sinkt sie, in Spanien, Norwegen, Ost-Deutschland und Por-
tugal sogar signifikant. Daher wird die Hypothese, daß sich die relative Größe der Personalab-
teilung europäischer Unternehmen in den 90er Jahren signifikant verringert hat, unterstützt.
Vierter Test für Strukturveränderungen ist die Evaluation der Personalabteilung. Die Ergebnis-
se in Tabelle 2 zeigen, daß der Prozentsatz der europäischen Unternehmen, die ihre Personal-
abteilung evaluieren in der 90er Jahren nicht angestiegen ist und damit die Ausgangshypothese
nicht unterstützt wird. In der Mehrzahl der einbezogenen Länder ist im betrachteten Zeitraum
statt dessen eine geringere Nutzung von Evaluationen zu beobachten und auch der Durch-
schnittswert weist in diese Richtung. Nur für Westdeutschland ist ein signifikanter Anstieg des
Prozentsatzes der Organisationen, die ihre Personalarbeit evaluieren, zu beobachten.
Insgesamt unterstützen die Cranet-E Daten Annahmen über eine Entwicklung zu NOF in der
Struktur der Personalabteilung nicht. Nur ein Indikator, die relative Größe der Personalabtei-
lung, ist kongruent mit der NOF Hypothese. Die einzelnen Länder entwickeln sich sehr unter-
schiedlich, die Mehrzahl bei der Hälfte der Faktoren in die erwartete Richtung und bei der an-
deren Hälfte nicht.
Entwicklung der Aufgabenfelder
Nach der Struktur werden nun einzelne Personalmanagementpraktiken analysiert. Der Längs-
schnittvergleich beruht wie bei der Strategie auf vier Indikatoren. Die Analyse beginnt mit dem
Prozentsatz der Lohn- und Gehaltssumme, der für Aus- und Weiterbildung aufgewandt wird.
Da ein hohes Investment in Human Resources eine wichtige Voraussetzung für die Funktion
neuer Organisationsformen ist, geht Hypothese 2.1. von einem Anstieg dieses Indikators aus.
Die Cranet-E Daten unterstützen diese Hypothese weitgehend. In fast allen Ländern ist der
Prozentsatz der Lohn- und Gehaltssumme, der für Aus- und Weiterbildung aufgewandt wird,
gestiegen, in einem Drittel der Länder statistisch signifikant (siehe Tabelle 3). Im europäischen
Durchschnitt ist ein Anstieg um 0,9 Prozentpunkte im betrachteten Zehnjahreszeitraum zu be-
obachten.
Ein ähnliches Bild zeigt sich bei zweiten Indikator, der Mitarbeiterkommunikation. In NOF ist
eine extensive Information der Mitarbeiter über Geschäftsverlauf und Unternehmensstrategien
notwendig, um vertikale durch horizontale Koordination ersetzen zu können. Im Cranet-E
Fragebogen findet sich die Frage, welche Mitarbeitergruppen regelmäßig über Unternehmens-
strategie und Geschäftsverlauf informiert werden. Entsprechend läßt sich ein Index bilden, des-30
sen Eckpunkte 0 (keine der Mitarbeitergruppen wird regelmäßig informiert) und 8 (alle vier
Mitarbeitergruppen werden regelmäßig über Unternehmensstrategie und Geschäftsverlauf in-
formiert) sind. Tabelle 3 zeigt, daß in fast allen einbezogenen Ländern die Mitarbeiterkommu-
nikation zugenommen hat. Neun von ihnen zeigen einen signifikanten Anstieg. Im europäischen
Durchschnitt ist ein Anstieg des Index um 0,5 Punkte im betrachteten Zehnjahreszeitraum zu
beobachten .
Wie beim Training und der Mitarbeiterkommunikation wird auch die dritte Hypothese unter-
stützt, die davon ausgeht, daß Bezahlung verstärkt auf Leistung bezogen wird. Im Cranet-E
Fragebogen wird separat nach Führungkräften, Angestellten mit Fach-/Hochschulabschluß,
Angestellten und Arbeitern gefragt, ob einer der Leistungsanreize Kapitalbeteiligungen, Er-
folgsbeteiligungen, Gruppenzulagen und/oder Entlohnung auf Grund einer Leistungsbeurtei-
lung angeboten wird. Aus diesen Antworten kann ein Index konstruiert werden, der sich zwi-
schen 0 (für keine der Mitarbeitergruppen wird ein Leistungsanreiz angeboten) und 16 (alle
vier Leistungsanreize werden allen vier Mitarbeitergruppen angeboten) liegen kann. In fast
allen Ländern ist ein Ansteigen dieses Index über den betrachteten Zeitraum zu beobachten, in
der Hälfte ist dies signifikant. Der Durchschnittswert aller Länder steigt innerhalb von 10 Jah-
ren um insgesamt 0,77 Punkte.
Ein letzter Indikator ist die Nutzung von flexiblen Arbeitsformen. Im Cranet-E Projekt wurde
danach gefragt, inwieweit bestimmte Maßnahmen zur Arbeitsorganisation angewandt werden.
Dazu gehören die flexiblen Arbeitsformen „Flexible Jahresstundenverträge“, „Befristete Ar-
beitsverträge“, „Heimarbeit“ und „Ausgliederung von Arbeiten (Subunternehmen/
Outsourcing)“. Wie bei anderen Indikatoren wurde ein Index gebildet, der die Werte 0 (d.h.
keine der flexiblen Formen wird angewandt) bis 4 (d.h. alle obigen flexiblen Arbeitsformen
werden angewandt) annehmen kann. Entsprechend der Hypothese 2.4. erwarten wir, daß über
die 90er Jahre mehr flexible Arbeitsformen angewandt werden. Bei diesem Indikator zeigen
sich große Länderunterschiede. Während in zwei Drittel der einbezogenen Länder der Index
sich in die vorhergesagte Richtung bewegt und bei acht dieser Länder die Entwicklung signifi-
kant ist, werden in einem Drittel der Länder flexible Arbeitsformen weniger genutzt. Auch der
Mittelwert entwickelt sich nur insignifikant in die gewünschte Richtung. Daher wird die Hy-
pothese nur schwach unterstützt.
Insgesamt zeigt die Analyse der Cranet-E Daten für die 1990er Jahre eine Entwicklung zu Per-
sonalmanagementpraktiken, die notwendig sind, um NOF einzuführen. Wie bei den Strukturva-
riablen sind jedoch geographische Unterschiede zu beobachten (siehe Abbildung 1). Mit Aus-31
nahme des Indikators „Relative Größe der Personalabteilung“ liegen die einzelnen Länderer-
gebnisse relativ weit auseinander. Besonders bei den Variablen „Verantwortung Li-
nie/Personal“ und „Leistungsorientierte Bezahlung“ is eine hohe Varianz zwischen den Län-
dern zu beobachten. Dies deutet darauf hin, dass kulturelle und institutionelle Einfluesse auch
bei der Entwicklung zu NOF wichtig sind und ist konsistent mit Ergebnissen der vergleichen-
den Personalmangementforschung (siehe u.a. Mayrhofer 1999, Muller 1999, 2000).
Fazit und Relevanz für Unternehmen der New Economy
Die Cranet-E Zahlen sind einer der wenigen Datensätze, die eine komparative Längs-
schnittsanalyse der Entwicklung zu NOF ermöglichen. Zwei Hauptergebnisse lassen sich aus
der Analyse der zur Verfügung stehenden Indikatoren ableiten.
Erstens ist die Entwicklung zu neuen Organisationsformen nicht so radikal und schnell, wie
von den Best Practice Vertretern oft impliziert wird. Während eine Betrachtung der ausge-
wählten Personalmanagementvariablen, die für ein Funktionieren NOF notwendig sind, nahe-
legt, daß es eine Entwicklung in diese Richtung gibt, zeichnen die ausgewählten Strukturvaria-
blen ein weniger optimistisches Bild. Unsere Ergebnisse decken sich in gewisser Weise mit
denen der Warwick Studie. Nach Whittington et.al (1999, S.590) ist zwischen 1992 und 1996
in europäischen Unternehmen zwar der Einsatz innovativer Personal-managementpraktiken um
65 Prozent gestiegen, eine Dezentralisation strategischer Entscheidungen hat jedoch nur in 41
Prozent der Fälle stattgefunden. Allerdings unterstützen diese Resultate auch nicht die Argu-
mentation von Drumm (1996), nachdem personalwirtschaftliche Probleme Strukturverände-
rungen verhindern. An dieser Stelle ist es wichtig auf zwei Grenzen des vorhandenen Datensat-
zes einzugehen. Einmal können nur ausgewählte Personalmanagementpraktiken betrachtet
werden. Zum anderen schränkt die Begrenzung auf Unternehmen mit mehr als 200 Mitarbei-
tern die Aussagekraft der Daten ein. Obwohl es die Möglichkeit gibt, daß NOF unter kleinen
Unternehmen der New Economy stärker vertreten sind, ist unsere Analyse legitim, denn in den
meisten Fällen beziehen sich NOF Proponenten auf Veränderungen in etablierten Unterneh-
men.
Zweites Hauptergebnis sind die großen Länderunterschiede. Sowohl in der Richtung als auch
im Ausmaß der Veränderung unterscheiden sich die einbezogenen europäischen Länder. Des-
halb unterstützen unsere Daten nicht die universalistische Perspektive vieler Advokaten neuer
organisationeller Formen, nach denen NOF eine best practice sind, die sich weltweit, unabhän-32
gig von nationalen Unterschieden, durchsetzen wird. Dagegen legen unsere Ergebnisse nahe,
daß es sehr wohl kulturelle und institutionelle Einflußfaktoren gibt, die Entwicklungen zu NOF
fördern oder behindern.
Aus unserer Untersuchung lassen sich mehrere Konsequenzen für Unternehmen der New Eco-
nomy vermuten. Ein Teil dieser Unternehmen ist wohl gleichzusetzen mit relativ neuen start-up
Unternehmen, die in einem überaus turbulentem und dynamischen Umfeld operieren. Diese
Unternehmen sind oft in einem frühen Stadium der Unternehmensentwicklung und haben eine
relativ geringe Zahl an Beschäftigten. Ebenfalls ist davon auszugehen, dass diese Unternehmen
kaum festgefügte organisationale Strukturen im ‚klassischen‘ Sinn aufweisen können. Durch
die starke Dynamik der Geschäftsprozesse und das oft rasche Wachstum ist selbst der als
‚strategisch‘ bezeichnete Planungshorizont im üblichen Sinn oft eher kurzfristig, also etwa ein
halbes Jahr. Dazu kommt, dass diese Unternehmen wenig Zeit haben, die ‚üblichen‘ Unterneh-
mensfunktionen sorgfältig und ex-ante geplant aufzubauen. Stattdessen dominiert ein Vorge-
hen des ‚muddling through‘, bei dem gleichsam ‚unterwegs‘ in einem Versuchs-und-Irrtum
Verfahren zentrale Unternehmensfunktionen aufgebaut werden. Ein anderer Teil von Unter-
nehmen dieses Wirtschaftssektors ist jedoch davon deutlich zu unterscheiden. Dabei handelt es
sich um solche Unternehmen, die bereits seit einiger Zeit in diesem Sektor tätig sind, eine ge-
wisse Größe erreicht oder  – wie etwa Amazon – bereits zu den nicht nur auf den Aktien-
märkten bedeutsamen Akteuren gehören und sich all den Aufgaben gegenübersehen, die auch
‚normale‘ Unternehmen betreffen. Angesichts dieser Unterschiedlichkeit lassen sich verschie-
dene der von uns vorgelegten Befunde in Richtung auf diese Gruppe von Unternehmen inter-
pretieren.
Zum ersten  ist davon auszugehen, dass Flexibilität in einem umfassenden Sinn für diese Unter-
nehmen von herausragender Bedeutung ist. Dies ist in erster Linie im Hinblick auf die Reaktion
auf Absatzmarkterfordernisse zu sehen, hat aber auch Bedeutung für den Personalbereich. Es
ist schwer vorstellbar, dass diese Unternehmen im Bereich des Managements ihrer Humanres-
sourcen darauf verzichten (können), verschiedene Formen der Flexibilisierung einzusetzen, um
als Gesamtunternehmen rasch reagieren zu können. Gleichzeitig gilt jedoch auf für solche Un-
ternehmen, dass stets eine Balance zwischen stabilisierenden und flexibilisierenden Faktoren
gegeben sein muss, um mittelfristig Bestand haben zu können (vgl. dazu etwa Weick 1985).
Daher stellt sich – auch im Personalbereich – die Frage, welche Elemente zu einer solchen Sta-
bilisierung beitragen können. Mögliche Ansatzpunkte bieten hier etwa die Herausbildung einer
sehr kleinen Stammbelegschaft, die angesichts starker Fluktuation die personale Seite der So-33
zialisation von neuen Beschäftigten übernimmt. Ebenfalls von Bedeutung ist die Unterneh-
menskultur, die weitgehend unabhängig von der konkreten Zusammensetzung der Beschäftig-
ten oder zumindest weniger von Fluktuationsprozessen direkt berührt hier Stabilisierungs- und
damit auch Steuerungs-wirkungen entfalten kann.
Zum zweiten kann vermutet werden, dass der traditionelle Personalbegriff, der wesentlich über
organisationale Mitgliedschaft via ‚pay roll‘ definiert ist, von einem umfassenderen Personalbe-
griff abgelöst wird, der stärker auf die für  eine bestimmte Aufgabenerfüllung relevanten Per-
sonen unabhängig von ihrer Unternehmensmitgliedschaft abstellt. Damit rücken Formen der
Aufgabenerfüllung in den Vordergrund, die auch verschiedene Formen interorganisationaler
Netzwerke oder anderer Formen der Zusammenarbeit zwischen Organisationen, aber auch die
temporäre ‚Beschäftigung‘ – genauer wohl: Nutzung – von Einzelpersonen mit spezifischem
Know-how, etwa für bestimmte Projekte oder Projektphasen, vorsieht. Vor diesem Hinter-
grund aber stellen sich für die betriebliche Personalarbeit neue Fragen bzw. Fragen in einer
neuen Form: Wie kann ich für bestimmte Teilaufgaben zentrale, gleichwohl nicht im Unter-
nehmen beschäftige Personen in geeigneter Weise und für die vorgesehene Zeit dazu veranlas-
sen, ihre Leistung im Sinne der Gesamtorganisation zu erbringen? Welche Einflussmöglichkei-
ten haben unternehmensinterne Führungskräfte auf solche Personen? Hier stellt sich die Frage
der Personalbindung in ganz neuer Weise.
Drittens schließlich bleibt abzuwarten, inwieweit ‚klassische‘ Formen der Personalarbeit in
solchen Unternehmen einen Platz finden werden. Am Beispiel der üblichen Trainingsaktivitäten
verdeutlicht: In einem erfolgreichen Unternehmen der New Economy, das durch hohes Tempo
und äußerst knappe Personalressourcen, die tendenziell den Erfordernissen der aktuellen Auf-
gabenerfüllung hinterherhinken, gekennzeichnet ist, wird es wohl schwierig bis unmöglich sein,
einen nennenswerte Anzahl von Beschäftigten in klassische Trainingsmaßnahmen – vielleicht
gar extern – zu schicken. Damit aber stellt sich die Frage nach der Entwicklung neuer Formen
der Aus- und Weiterbildung in ganz neuer Weise. Ansatzpunkte könnten hier etwa sein eine
verstärkte Verwendung computerbasierter Trainingsformen, die Nutzung von schnell zu aktua-
lisierenden und räumlich dezentral abzurufenden webbasierten Trainingsmöglichkeiten, die
auch eine stärkere Individualisierung hinsichtlich Lage und Dauer der Trainingsaktivitäten er-
lauben, oder die Entwicklung von neuen, peer-basierten Formen des Trainings, die die vielfälti-
gen Kontakte im ‚normalen‘ Arbeitsablauf dazu benützen, gezielt und ‚in kleinen Dosen‘ Trai-
ningsinhalte zu vermitteln. Gleichwohl muß insgesamt wohl konstatiert werden, dass der ge-34
genwärtige Stand der Personalforschung noch wenig Aussagen zur Bewältigung dieser spezi-
ellen Aufgaben zu machen hat.35
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Tabelle 1: Einbezogene Länder, Untersuchungsjahr
1990 1991 1992 1995 1999
1. Deutschland (W) l l l l
2. Deutschland (O) l l l
3. England l l l l l
4. Frankreich l l l l l
5. Schweden l l l l l
6. Spanien l l l l l
7. Dänemark l l l l
8. Italien l l l
9. Niederlande l l l l
10. Norwegen l l l l
11. Schweiz l l l
12. Finnland l l l
13. Irland l l l
14. Portugal l l
15. Türkei l l l
16. Griechenland l l
17. Österreich l l
18. Tschechien l l
19. Belgien l l38
Tabelle 2 Jährliche Veränderung von ausgewählten Strukturelementen der Personalfunktion
Strukturelemente der
Personalfunktion
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Entwicklung zwischen 1990 und 1999








ben von der Personal-
abteilung an die Linie
Zunehmend kleinere
Personalabteilungen
Die Arbeit der Personal-
abteilungen wird zu-
nehmend evaluiert
Belgien (2) -0,028 -0,096 +0,044 -0,130
Dänemark (4) -0,037 -0,015 -0,012 -0,004
Deutschland - West (4) -0,321 -0,121 +0,006 +0,148 *
Deutschland - Ost (3) -0,034 +0,038 +0,065 * +0,046
Finnland (3) -0,060 +0,003 +0,014 -0,092
Frankreich (5) -0,062 -0,151 -0,024 +0,006
Griechenland (2) -0,142 -0,150 +0,095 +0,002
Großbritannien (5) -0,045 -0,039 +0,010 -0,029
Irland (3) 0,000 +0,130 * +0,018 -0,093
Italien (3)                +0,030                +0,150 *                +0,094                +0,052
Niederlande (4) -0,035 +0,029 +0,021 -0,003
Norwegen (4) -0,041 +0,199 * +0,064 * -0,033
Österreich (2) -0,139 +0,045 +0,017 -0,047
Portugal (2) -0,032 -0,077 +0,044 * -0,030
Schweden (5) -0,087 +0,064 * +0,004 -0,051
Schweiz (3) -0,019 +0,034 +0,015 +0,014
Spanien (5) +0,011 -0,175 +0,038 * -0,006
Tschechien (2) -0,077 -0,089 +0,039 +0,022
Türkei (3) +0,142  * +0,005 +0,022 -0,016
Mittelwert (der Entwick-
lung) über alle Länder
-0,051 -0,011 +0,030 * -0,013
Anteil der Länder, die
sich in Richtung NOF
entwickeln
16% 53% 89% 37%
* Signifikanter Regressionskoeffizient auf 0.05 Signfikanzniveau, bei einem einseitigen Test der Forschungshypothese
Die Angaben in Klammern bezeichnen die Anzahl der Meßzeitpunkte39
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Belgien (2) +0,209 -0,111 +0,012 +0,054 *
Dänemark (4) -0,007 +0,027 +0,032 +0,127 *
Deutschland - West (4) +0,003 +0,142 * +0,048 +0,048 *
Deutschland - Ost (3) -0,044 +0,061 * +0,167 * +0,090 *
Finnland (3) +0,067 +0,044 +0,218 * +0,026 *
Frankreich (5) +0,070 * +0,062 * +0,540 * +0,044 *
Griechenland (2) +0,195 +0,053 +0,220 * -0,061
Großbritannien (5) +0,007 +0,079 * -0,026 -0,004
Irland (3) +0,101 -0,050 +0,040 -0,016
Italien (3)                +0,090 *                 -0,032                 -0,075                 -0,050
Niederlande (4) +0,194 * +0,082 * +0,214 * +0,063 *
Norwegen (4) +0,182 * -0,062 +0,055 +0,045 *
Österreich (2) +0,061 +0,142 * +0,086 +0,010
Portugal (2) +0,214 * +0,046 -0,128 +0,054 *
Schweden (5) +0,026 +0,127 * +0,010 +0,016
Schweiz (3) +0,190 * +0,146 * +0,117 * +0,070 *
Spanien (5) +0,044 +0,132 * +0,063 * -0,103
Tschechien (2) +0,060 +0,026 -0,204 -0,045
Türkei (3) +0,064 +0,052 +0,065 * -0,082
Mittelwert (der Entwick-
lung) über alle Länder
+0,091 * +0,051 * +0,077 * +0,015
Anteil der Länder, die
sich in Richtung NOF
entwickeln
89% 79% 79% 63%
* Signifikanter Regressionskoeffizient auf 0.05 Signfikanzniveau, bei einem einseitigen Test der Forschungshypothese
Die Angaben in Klammern bezeichnen die Anzahl der Meßzeitpunkte40
Abbildung 1 Punktediagramme der geschätzten jährlichen Veränderung der Merkmale41




Each new wave of technology brings with it different technological artifacts whose de-
sign and use is informed by the organizational problems of that era, the current theo-
ries and expectations about the value and function of those artifacts, and the proc-
esses through which the artifacts are appropriated and integrated into the work proc-
esses of groups and organizations. Each such wave is usually associated with con-
siderable rhetoric about the anticipated impacts, both positive and negative, of the
new technologies. (Wanda Orlikowski 1999)
Die Faszination der ungebremsten US-Konjunktur, die der amerikanische Notenbankpräsident
Alan Greenspan im Juli 1997 dem amerikanischen Abgeordnetenhaus mit dem Begriff der
"New Economy" als Ausdruck einer neuen Wirtschaftsordnung und ihrer neuartigen Wir-
kungszusammenhänge zu deuten versuchte, hat auch im japanischen Sprachgebrauch ihren
Niederschlag gefunden. Seit 1998 führt das alljährlich aktualisierte Nachschlagewerk aktueller
Fachbegriffe den japanisierten Äquivalenzbegriff der nyû ekonomii (Gendai Yôgo Kiso Chishi-
ki 1998:225). Im Gegensatz zu den Medien, die gerne die assoziationsreichen, letztlich aber
leeren Begriffshülsen von der Fortgeschrittenen Informatisierungsgesellschaft (kôdo jôhôka
shakai), der Wissensgesellschaft (chika shakai) oder eben der Neuen Ökonomie weitertrans-
portiert haben, halten sich Japans Politiker eher zurück. Eine Abfrage des zentralen Informati-
onsservers der japanischen Regierungsbürokratie (www.clearing.somucho.go.jp) ergab gerade
66 Rückmeldungen, die zum Großteil auf Äußerungen beruhten, die in Sitzungsprotokollen
notiert und damit kaum der Öffentlichkeit bekannt waren. Nicht allein des quantitativ mageren
Abschneidens zu den vielen Tausenden offizieller Websites wegen ist das Ergebnis überra-
schend. Schließlich verfügt die Informationsgesellschaft in Japan über eine lange Geschichte,
die bis in die sechziger Jahre und die Konzeptualisierung dieses Begriffs durch Umesao Tadao
zurückreicht. Außerdem bilden Informations- und Kommunikationstechnologien (IuK) bereits
seit etlichen Jahren ein Schwergewicht in den Zukunftsstrategien japanischer Wirtschaftsplaner.42
Im Juli 1999 trat der japanische Unternehmerverband – wahrscheinlich in Anlehnung an das
Maßnahmenpaket, mit dem die Roosevelt-Administration die amerikanische Wirtschaft nach
der Großen Depression wieder in Schwung gebracht hatte – mit einem "Digital New Deal" an
die Öffentlichkeit. E-commerce, E-government und E-ducation sind die drei großen Bereiche,
in denen Japan bis 2003 mit Hilfe des nationalen Schulterschlusses von Unternehmertum, Poli-
tik und Bevölkerung zur weltweit führenden Informationsgesellschaft avancieren will. Auch
der ambitionierte Vorstoß, die unumstrittene Nummer Eins unter den wissensintensiven Gesell-
schaften zu werden, ist keineswegs neu. 1980 versprach Masuda Yoneji bereits die arbeiterlose
Fabrik in einer nicht allzu fernen Zukunft (1980:60). Im Detail erweist sich der Keidanren-
Katalog zwar weniger visionär als Masudas Plädoyer, zeigt aber eine deutliche Abkehr von den
früheren Entwürfen einer japanischen Informationsgesellschaft, die aus der Feder des Ministe-
riums für Handel und Industrie (MITI) oder des Post- und Telekommunikationsministeriums
(MPT) stammten (Imai 1996).
1999 hatten die Wirtschaftsplaner noch die wage Hoffnung ausgesprochen, dass der private
Konsum, vor allem durch Investitionen im Hard- und Software-Bereich als Wachstumsstütze
die Stimulanzpakete der öffentlichen Hand ablösen könne – zusätzliche Plausibilität für die zu
erwartende Güterinvestition lieferte das Y2K-Problem. In der Tat feierte im Juni 2000 Sakaiya
Taichi, Direktor der japanischen Wirtschaftsplanungsbehörde (Keizai Kikaku Chô; EPA), in
einer Rede vor dem OECD-Ministerrat das laufende Jahr als Beginn der selbsttragenden Er-
holung von der Wachstumskrise "des verlorenen Jahrzehnts" (Aoki 2000).
i Zweifellos ist die
japanische Wirtschaft in den neunziger Jahren weit hinter den Erwartungen zurückgeblieben,
die sie Ende der achtziger Jahre noch geweckt hatte. Dennoch ist eine Einschätzung als "verlo-
renes Jahrzehnt" falsch, denn sie wird in keinem Fall den besonderen Bedingungen der Re-
strukturierungsprozesse gerecht werden können, denen sich Japans Wirtschaft gestellt hat oder
noch unterziehen wird. Ob hinter diesen Veränderungen auch ein Übergang zu einer neuen
Wirtschaftsordnung verborgen ist, wie sie die Diskussion um die "New Economy" allenthalben
verspricht,  bleibt noch zu klären. Die folgenden Ausführungen werden sich also zunächst ein-
mal der Frage widmen müssen, was mit dem Begriff der "New Economy" gemeint ist oder
angesprochen wird, bevor Gedanken zur inner- wie zwischenbetrieblichen Organisation der
Arbeitsteilung folgen.
Das eigentliche Thema entwickelt sich anhand von Fragestellungen, die sich aus dem Titel die-
ses Aufsatzes ableiten: In welchem Zusammenhang stehen die Entwicklungen auf dem Ar-
beitsmarkt mit den Veränderungsprozessen in der Wirtschaft und der Unternehmenslandschaft?43
Vermag die Informatisierung Beschäftigung zu generieren? Wenn ja, wie sieht diese aus? In
welcher Form werden etablierte Beschäftigungsverhältnisse transformiert? Mit welchen For-
men der Arbeitsorganisation reagieren Wirtschaft und Politik auf die Herausforderungen einer
Neuen Ökonomie?  Schließlich: Welche Rolle spielt der Faktor Arbeit in den Blaupausen einer
Neuen Ökonomie? Mit aktuellen Daten aus offiziellen wie privaten Arbeitsmarktuntersuchun-
gen werden vor dem Hintergrund der rezenten Entwicklungen in den drei Schlüsselbereichen
Technologie, Politik und Arbeitsmarkt Antworten zu diesen Leitfragen gesucht.
2. Vorüberlegungen zur Diskussion um die Neue Ökonomie
Während sich die Wirtschaftswissenschaften bei weitem noch nicht über die Mechanismen des
Zusammenspiels von dem maßgeblich durch Informations- und Kommunikationstechnologien
induzierten Wachstum, niedriger Inflationsrate und sinkenden Arbeitslosenzahlen im Klaren
sind, feiert der Begriff der "New Economy" selber Konjunktur auf den Seiten der internationa-
len Wirtschaftspresse. Drei wesentliche Kernelemente in dieser Diskussion sind die tragende
Rolle von IuK-Technologien (IuK) im Wirtschaftsprozess, die Transnationalisierung und die
fortschreitende Zeitökonomisierung des gesamten Produktionsprozesses. Zumindest sind sich
die Wirtschaftswissenschaftler über einen generellen Verzögerungseffekt in der Auswirkung
der Informatisierungauf die Produktivität einig. So stellte der Nobelpreisträger für Wirt-
schaftswissenschaften (1987) Robert Solow fest, dass das Computerzeitalter überall, bloß nicht
in den Produktivitätsstatistiken, zu sehen wäre. Einen Erklärungsansatz für diese Diskrepanz
zwischen Erwartung und Entwicklung bietet die Diffusionshypothese. 1990 wies der Stanford-
Wirtschaftshistoriker Paul David auf den time lag hin, der sich in der Vergangenheit immer
wieder zwischen der Ersteinführung neuer Technologien und der oft erst Jahrzehnte später
folgenden Produktivitätssteigerung abgespielt hatte. Wie im Beispiel der Dampfmaschine oder
des elektrischen Spulenmotors kann die Verzögerung auf Faktoren wie die hohen Startkosten
der Neuinvestition, den notwendigen Zeitraum für die flächendeckende Verbreitungsrate oder
den Mangel an entsprechend geschultem Fachpersonal zurückgeführt werden.
In der Tat sind die bisher vorliegenden Aussagen über die New Economy von sehr wider-
sprüchlicher Qualität. Handelt es sich bei der Entwicklung der IuK-Technologien um einen der
Erfindung der Fließbandtechnologie analogen Entwicklungsschritt, so können erst zukünftige
Analysen der gegenwärtigen Wirtschaftsdaten zuverlässige Aussagen über die besondere Qua-
lität des Wandels generieren. Ein konträrer Erklärungsansatz mit einem gewissem Verbrei-
tungsgrad findet sich in der Konzentrationshypothese des Ökonomen Robert Gordon (1999;44
zitiert nach Blinder 2000). Seinem Berechnungsmodell zufolge ist die Computerindustrie nicht
Motor, sondern alleiniger Träger des Wachstums, so dass die Produktivitätssteigerung allein
auf diesem Arm der US-Wirtschaft beruhen würde. Widerspruch im Detail findet sich bei Bas-
sanini et al. (2000), die das Phänomen des fehlenden Wachstums auf Effizienzverluste, hervor-
gerufen durch die Adaption neuer Technologien, und Ressourcenverluste, die durch das Aus-
schalten der mittels IuK zu kompensierenden Produktionsfaktoren entstehen, zurückführen. Sie
erklären das zunächst abflauende Wachstum vor dem Hintergrund von Schumpeters New
Growth-Theorie: Während der Einführungsphase von innovativen Technologien, die nicht spe-
zifisch, sondern generell verwendbar sind, werden Ressourcen aus der Produktion in die For-
schung und Entwicklung für die verschiedenen Einsatzbereiche umverteilt, Dadurch bedingt
tritt der Produktivitätsrückgang ein. Eine weitere Alternative zur Diffusionshypothese bietet
die Internet-Hypothese, die das amerikanische Wachstum der 1990er Jahre als Resultat der
allgemeinen Vernetzung nach der kontinuierlich vorgenommenen Ausweitung der Computer-
basis erklärt. Erst durch die Anbindung der vielen Mainframes und PCs an das Internet tritt die
Produktivitätssteigerung ein, die zunächst die Computer-Industrie und später alle anderen
Sektoren erfasste, in denen IuK-Installationen im Gebrauch waren (Blinder 2000).
So unterschiedlich der Befund auch ausfällt, den die verschiedenen Ansätze anbieten, deutlich
werden zumindest einige der Voraussetzungen für die effiziente Nutzung des technologischen
Wandels: Michael Armstrong (2000), CEO von AT&T, beschreibt diese in einem offenen Brief
an den zukünftigen Präsidenten der Vereinigten Staaten: eine stabile Regierung, ein zuverlässi-
ges Finanzwesen, ein wettbewerbsintensiver Markt, offene Systemstandards, hochleistungsfä-
hige Datenverbindungen zu attraktiven Preisen und ein Klima, das zu Innovationen einlädt. In
einem weiteren Brief dieser Serie des Internet Policy Institute (IPI), einer im November 1999
gegründeten unabhängigen, nicht-profit-orientierten Forschungsinstitution, zählt der Volkswirt
Alan Blinder (2000) drei prinzipielle Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsproduktivität
auf:
• erstens kann durch Aus- und Weiterbildung die Qualität der Arbeitskraft angehoben
werden;
• zweitens können mehr und oder bessere Güterinvestitionen am Arbeitsplatz die Pro-
duktivität der Arbeiter steigern;
• drittens kann man versuchen, Technologien im Allgemeinen so weit zu verbessern, dass
bei gleichbleibendem Input der Output gesteigert wird.45
Während die ersten beiden Schritte konventionelle betriebswirtschaftliche Handlungsmöglich-
keiten darstellen, repräsentiert der dritte Vorschlag das Potenzial einer Neuen Ökonomie. Denn
in diesem Fall wäre Produktivitätssteigerung nicht durch entsprechend steigenden Kapitalinput
bedingt, sondern ein Resultat des technologischen Fortschritts auf breitester Ebene. Wie aber
bereits angesprochen wurde, ist derzeit die Auswirkung der IuK-Technologien auf die Ge-
samtfaktorproduktivität (Total Factor Productivity, TFP) noch umstritten (EPA 1997;
Schreyer 2000). Die Entwicklung der Produktivität in den Jahren 1990 bis 1996 im OECD-
Schnitt von 1% entspricht in etwa der Rate der 1980er Jahre (OECD 2000:6), und auch die
1,5% Steigerung der US-Wirtschaft im gleichen Zeitraum stellt keine außergewöhnliche Dy-
namik zur Schau (Saitô 2000). Die Arbeitsproduktivität hat im IuK-Sektor allerdings über die-
sen Zeitraum hinweg zweifellos die höchsten Zuwachsraten ergeben. Eine Fallstudie zur In-
formatisierung japanischer Unternehmen hat bereits für die frühen 1990er Jahren einen relativ
hohen Diffusionsgrad von Netzwerkanbindungen erwiesen, der allerdings mit sinkender Fir-
mengröße schnell zurückgeht und außerdem kaum Aussagen zum Firmenoutput ermöglicht
(Motohashi 1996). Nur in einigen wenigen Studien über die amerikanische Computerindustrie
der späten 1990er Jahre sind Hinweise aufgedeckt worden, die tatsächlich als TFP-Wachstum
interpretiert werden können (vgl. die Hinweise in Bakos and Brynjolfsson 1997; Schreyer
2000).
Entsprechend vorsichtig fallen die Formulierungen von Handlungsempfehlungen an die politi-
schen Organe aus. Symptomatisch in seinem weiten Zugang ist der Maßnahmenkatalog in dem
Zwischenbericht für das "OECD Wachstumsprojekt". Im gleichen Sinne wie Armstrong for-
dern die Studienautoren die Schaffung günstiger Konditionen für ein innovatives und viriles
Unternehmertum. Dazu zählen
• günstige Eintrittsmöglichkeiten für neue Unternehmen in wettbewerbsintensive Märkte
• ein effizienter, von unnötigen Regulationen befreiter Arbeitsmarkt
• ein jungunternehmerfreundlicher Verwaltungsapparat
• ein den Mut zur Selbstständigkeit belohnendes Steuersystem
• günstige Voraussetzungen für die Gewinnung von Startkapital und die schnelle Reali-
sierung von Profitmitnahmen (etwa beim Going Public)
• die Bildung des benötigten Humankapitals (OECD 2000:14-19).46
Japans Nachholbedarf erscheint vor dem OECD- Maßnahmenkatalog als immens: Die gegen-
wärtige Situation steht eher im offenen Gegensatz zu den Detailforderungen:
• ein relativ schwer zu erschließender Markt aufgrund der vertikal wie horizontal ver-
laufenden Verbindungen seiner etablierten Teilnehmer (Hemmert 1998)
• die Logik der internen Arbeitsmärkte (Miyamoto 1999)
• das starre Korsett der Bürokratie (Pempel 1998)
• die uneinheitliche Wirtschaftspolitik der neunziger Jahre und die Krise des Finanzsek-
tors (Manzenreiter 1999)
• die kritische Situation des gesamten Bildungssystems (Horio 1997)
Diese plakative Bestandaufnahme allein bietet einige Hinweise auf eine mögliche Erklärung des
Leistungsunterschieds zwischen der US-amerikanischen und japanischen Volkswirtschaft. Sie
liefert außerdem Argumente für eine Absage an die im Titel angesprochene, mögliche Existenz
einer japanischen Version oder Variante der Neuen Ökonomie. Dass die IuK-Branche selber in
Japan boomt – der IuK-Sektor war 1998 mit 12,5% am GDP beteiligt und weist unter allen
Sektoren die stärkste Wachstumsdynamik auf –, muss dabei kein Widerspruch sein, ebenso
wenig wie die strategische Verwendung von IuK-Technologien zur Erzielung von Rationalisie-
rungspotentialen in der Alten Ökonomie.
3. Generieren IuK-Technologien neue Arbeitsstellen?
Die Verbreitung des Internet ermöglicht Japans Klein- und Mittelunternehmen (KMU) über
weite Distanzen hinweg direkt ihre Kunden anzusprechen.  Die kommerzielle Nutzung offener
Netzwerke durch KMU steht noch ganz am Anfang; einige Firmen haben jedoch bereits eine
Web-Präsenz oder ein Web-Business aufgebaut. Die Anzahl zugeteilter kommerzieller Doma-
in-Namen im Format .co.jp hat sich über die vergangenen fünf Jahre verhundertfacht. Ca. 80
bis 90% der knapp 200.000 vergebenen Namen sind auch tatsächlich im Internet aktiviert
(JPNIC 2000). Eine Umfrage im Auftrag des Managerclubs Keizai Dôyûkai ergab, dass 94%
aller befragten Unternehmen eine Homepage unterhalten, 44% das Internet für den Kunden-
dienst nutzen, 28% für Beschaffung, 71% für Vertrieb und Verkauf, 72% für Stellenausschrei-
bungen und 32% für Forschung und Entwicklung.
Die Verbreitung des Internet in Japan begann erst nach (Windows 19)95 weite Züge anzuneh-
men. Ungefähr zu dieser Zeit, bedingt durch das Scheitern der proprietären Systemstandards47
japanischer PC-Hersteller und die Attraktivität des Internet, zog der bislang "bärige" Compu-
termarkt deutlich an. Im Juni 2000 waren ca. 37 Millionen PCs in Gebrauch, und die Anzahl
der Internet-User betrug mehr als 20 Millionen. Damit liegt Japan auf dem zweiten Platz hinter
den USA. (Allerdings rangiert Japan, gemessen an der Zahl der an das Internet angeschlosse-
nen Haushalte, trotz aller Wachstumsdynamiken mit 21,4% im hinteren Mittelfeld der OECD-
Staaten.) Circa 4 Millionen Netzwerkcomputer (mit IP-Adressierung) sind Anfang 2000 in
Japan registriert gewesen. Einen brauchbareren Indikator für die Verbreitung von E-commerce
bietet die Anzahl der sogenannten "Sicheren Netzwerk-Server", die Informationen nur ver-
schlüsselt weitergeben. Die OECD zählte im März 2000 1.946 Secure Server in Japan; die Zu-
nahme ist etwa halb so schnell wie in den Staaten, wo der Elektronische Handel mit dem End-
konsumenten am weitesten fortgeschritten ist.
Dieser stellt allerdings einen quantitativ untergeordneten Aspekt der Digitalen Ökonomie dar.
1998 betrug der BtoC-Markt (Business to Customer) in Japan 65 Milliarden Yen, oder 0,02%
des Konsums der privaten Haushalte. Ungeachtet aller neuen Nachfragedynamiken – Kredit-
karten von JCB wurden im Jahresschnitt fünfmal häufiger als im vorhergehenden Vergleichs-
zeitraum verwendet –, dürften auch 1999 weit weniger als 1% des Endkonsums elektronisch
abgewickelt worden sein (Nikkei BizTech 2000-07-26). Eine Marktstudie, die gemeinsam vom
MITI mit Andersen Consulting durchgeführt wurde, weist zwar darauf hin, dass der US-Markt
rund 35mal schwerer ist, weiß aber auch Hoffnung zu erwecken: Dieser Vorsprung sollte in
den nächsten drei, vier Jahren auf das Siebenfache sinken. Die Differenz ist heute schon viel
geringer im zwischenbetrieblichen elektronischen Handel (Business to Business, BtoB). 1998
war dieser in Japan geschätzte 8,6 Billionen Yen schwer, immerhin die Hälfte des amerikani-
schen Gegenstücks.
Sowohl MITI als auch MPT erwarten, dass der Telekommunikationssektor im ersten Jahrzehnt
des 21. Jahrhunderts ein Volumen von über 120 Billionen Yen (ca. 22 % des derzeitigen BIP)
erreichen wird. Das milliardenschwere Glasfaserkabelprojekt, das die Hardware-lastige Politik
der MPT-Strategen charakterisiert, soll in diesem Zeitraum (wahrscheinlich schon bis zum Jahr
2005) abgeschlossen werden. Durch die Synergieeffekte der landesweiten Vernetzung wird ein
Zuwachs von 2,5 Millionen neuer Arbeitsstellen erwartet (Imai 1996; MPT 1998). Während
MPT aus historischen Gründen die Kooperation von Großunternehmen wie NTT oder NHK,
die bereits im Mediensektor etabliert und tonangebend sind, favorisiert, setzt das MITI eher
auf die Dynamik des privaten Markts und beschränkt die Rolle der öffentlichen Hand auf De-
regulierungs- und Koordinierungsfunktionen.48
Die im Gesetz zur Förderung von Business-Startups (1999/2) enthaltenen Hilfsmaßnahmen für
Unternehmensgründungen sind nicht zuletzt konzipiert worden, um den bestehenden Firmen
einen Ausweg von den Belastungen durch überschüssige Inventar- (laut EPA 1999 geschätzte
85 Bill. Yen) und Personalbestände (laut MITI-Weißbuch 1999 2,28 Millionen Arbeiter; Hara-
da 1998:7) zu erlauben. Die Hintergründe zu diesem Gesetz weisen auf einen interessanten
Policy Shift des MITI hin: Vermehrt setzen Staat und Bürokratie auf das Potential der KMU
und Mikro-Unternehmen (inkl. Soho/Small Office/Home Office) im IuK-Sektor, während bis
zur Mitte der neunziger Jahren noch Großunternehmen im Zentrum der Zukunftsstrategien
standen. Entsprechend positiv werden nun die ehemals negativ bewerteten Charakteristika der
KMU (quantitative Anzahl, große Umsatz- und Einkommensdifferentiale, breite Diversifikation
etc.) eingeschätzt. Verschiedene Förderprogramme sind in den vergangenen Jahren, zum Teil
auch auf gesetzlicher Basis, erstellt worden, um aus der Kreativität, Spezialisierung und Flexi-
bilität von kleineren Betrieben oder Neugründungen Kapital zu schlagen. Im Mittelpunkt ste-
hen mit der Bereitstellung von Risikokapital, Starterkrediten und der Liberalisierung von admi-
nistrativen Auflagen der Ausbau der Finanzierungsmöglichkeiten neuer Geschäftsideen.
Das Gesetz stellt für eine bestimmte Anzahl von Start-Ups pro Jahr Startzuschüsse in Höhe
von mehreren Millionen Yen zur Verfügung, bietet Gründerkredite zu speziellen Konditionen,
erstellt einen Risikokapitalfond und lockert die Bestimmungen, nach denen am Kapitalmarkt
Finanzierungshilfen erworben werden können. Gefördert werden Betriebs-gründungen aller
Art, die neue Ideen, beispielsweise in der Produktion, der Vermarktung oder im Vertrieb, zu
realisieren suchen; Priorität erhalten dabei die neuen Technologien. Spezielle Förderungsmaß-
nahmen werden für Projekte angesetzt, die über Grundlagen- und anwendungsorientierte For-
schung schnell in gewinnträchtige Geschäftsideen umgesetzt werden können. Seit 1995 enga-
giert sich MITI in der Förderung zahlreicher IuK-Projekte (testbed projects), die so bald wie
möglich sich selbst und dem Markt überlassen werden sollen. In den ersten beiden Laufjahren
wurden 32 Milliarden Yen in BtoC- und BtoB-Geschäftsideen investiert; gleichzeitig wurden
Pilotprojekte initiiert, um den Servicegrad der öffentlichen Verwaltung zu verbessern.
Im Prinzip handelt es sich bei dem Ausbau der IuK-Basis der Unternehmen um einen weit frü-
her ansetzenden Prozess. Allerdings haben in den neunziger Jahren die Einführung handlicher,
preiswerter und bedienungsfreundlicher Endgeräte, die Verbreitung offener Systemstandards,
die Deregulierung des Telekommunikationssektors und das rasante Wachstum offener Netz-
werke ihren Teil dazu beigetragen, dass der Informatisierungsprozess um ein Vielfaches dyna-
mischer und damit auch sichtbarer wurde. Die Resultate sind gemischter Qualität, und der un-49
ternehmensinterne Prozess der Informatisierung dürfte noch länger nicht als abgeschlossen
betrachten werden. Umfrageergebnisse belegen nachdrücklich, dass der Verbreitungsgrad von
IuK-Technologien  in der Privatwirtschaft vor allem von der Größe eines Unternehmens ab-
hängig ist. Während in vielen Großunternehmen schon seit einigen Jahren "ein PC pro Mitar-
beiter" vorhanden ist bzw. eine solche Politik verfolgt wird, sind viele der Klein- und Mikro-
betriebe Japans von der sog. Informationsrevolution (jôhô kakumei) abgeschnitten. Der "Digi-
tal Divide", der die hochindustrialisierten Nationen von den Entwicklungsländern trennt, zieht
sich auch durch die japanische Unternehmenslandschaft, und zwar in doppelter Hinsicht: Er-
stens steigt der Grad der IuK-Einbindung mit der Größe des Unternehmens, und zweitens mit
dem Grad der Nähe zu den Metropolen und Industriezentren. Die gleiche Studie impliziert
übrigens einen statistisch positiven Zusammenhang zwischen Informatisierungsgrad und der
grundsätzlichen Geschäftssituation eines Unternehmens: Firmen mit vergleichsweise hohen
Investitionen in die interne IuK-Technologie tendieren eher dazu, Gewinne zu schreiben (EPA
1999b).
Alle euphorischen Überlegungen zur New Economy dürfen jedoch nicht die wesentliche Funk-
tion übersehen, die IuK-Technologien in der Neustrukturierung kapitalistischer Rationalisie-
rung übernehmen (Hack 1994). Stehen Unternehmen vor der Wahl, entweder in Arbeit oder in
Kapital zu investieren, und fällt die Entscheidung zugunsten neuer Server, Netzwerkinstallatio-
nen und Datenbanken aus, so ist damit zunächst keine einzige neue Stelle geschaffen. Statt
dessen droht eine Substitution menschlicher Arbeit durch den IuK-Einsatz, vor allem wenn die
Preise für Computer und andere IuK-Technologien in Relation zu Lohnkosten fallen (Schreyer
2000:6). Beschäftigung im japanischen IuK-Sektor wuchs zwischen 1980 und 1998 durch-
schnittlich um jährliche 2,1% oder um einen halben Prozentpunkt schneller als im Gesamtindex.
Der Großteil des Wachstums hatte sich aber bereits Ende der 1980er Jahre erschöpft. Berech-
nungen des japanischen Ökonomen Shinozaki Akihiko (1999) zufolge sind in Japan, bedingt
durch IuK-Investitionen, in den Jahren 1990 bis 1997 rund 1,94 Millionen Arbeitsstellen verlo-
ren gegangen; gleichzeitig wurden mit diesen Investitionen 1,72 Millionen Stellen neu ge-
schaffen. Der japanischen Negativbilanz von 220.000 Stellen steht ein amerikanischer Über-
schuss von 3,4 Millionen Stellen im gleichen Zeitraum gegenüber (5,88 Millionen neue, 2,48
Millionen substitutionierte; EPA 1999:149). Shinozaki weist in diesem Zusammenhang erklä-
rend auf den wesentlich höheren IuK-Anteil unter den amerikanischen Anlageinvestitionen hin,
aber auch auf die negativen Effekte des Personalüberschusses in den japanischen Belegschaf-
ten, die eine Steigerung der Arbeitsproduktivität erschweren.50
Auch in der näheren Zukunft  wird es der Technologie noch schwer fallen, sich vom Image des
Job-Killers zu befreien. Der gleiche Wirkungszusammenhang findet sich nämlich auch in den
Ergebnissen einer früheren Studie, die Andersen 1999 mit dem MITI durchgeführt hat. In die-
sem Bericht, der gleichermaßen auf amerikanische Erfahrungswerte, den Rückstand des digi-
talen Handels in Japan sowie Besonderheiten des Arbeitsmarkts eingeht, wird für die kommen-
den Jahre ein Wachstum der Personalnachfrage für die Produktion und Betreuung von Hard-
und Softwarekomponenten, für die Bereitstellung, Vermittlung und Durchführung von Netz-
werkdiensten, für die Produktion und Vermarktung von Informationsinhalten und für Planung
und Realisierung von Handel und Dienstleistungen, die auf Netzwerktechnologien beruhen,
prognostiziert. Konkret sollen in der Periode 1999-2003 rund 2,5 Millionen neue Arbeitsplätze
im IuK-Sektor geschaffen werden. Im Detail entstehen 1.050.000 Stellen im netzwerkbasierten
Handel und in Vermittlungsdiensten, 760.000 im Bereich Hardware, Service und Informati-
onsinhalte, und weitere 680.000 für Dienstleistungen, die auf Informationstechnologien basie-
ren, aber außerhalb der IuK-Industrien anfallen. Diesen 2,5 Millionen Jobs stehen aber immer
noch 1,6 Millionen Stellen gegenüber, die wegrationalisiert oder durch Outsourcing und verän-
derte Stellenprofile eingespart werden. Die Studienautoren kommen zu dem Schluss, dass die
Anzahl und Größe des unternehmerischen Engagements und die Beseitigung administrativer
Hürden von kritischem Ausschlag für das Erreichen der positiven Bilanz auf dem Arbeitsmarkt
sind. Unisono mit der Keidanren-Erklärung von 1999 enthält diese Studie eine direkte Auffor-
derung zur Deregulierung, damit Chancen zur Gründung neuer Unternehmen oder zur organi-
satorischen Restrukturierung bestehender Firmen (Kapitalbeschaffung auf dem Wertpapier-
markt, Bereitstellung von Risikokapital, M&A, Umwandlung von unternehmensintegrierten
Abteilungen etc. in autonome Firmen u.a.) geschaffen werden.
Damit der Transfer von den wenig profitablen Sektoren in die Wachstumsindustrien möglichst
problemfrei erfolgen kann, muss auch der Arbeitsmarkt zum Ziel von Deregulierungsanstren-
gungen werden. Für die Harmonisierung von Angebot und Nachfrage auf dem kommenden
Arbeitsmarkt ist die Vermittlung berufsbildspezifischer Fähigkeiten in der Aus- und Weiterbil-
dung von höchster Bedeutung. Entsprechende Fortbildungs- und Vermittlungsinstitutionen
müssen errichtet werden, die Leistungsschwächen der bestehenden Instanzen der Berufsausbil-
dung und Arbeitsplatzvermittlung kompensieren. Gleichzeitig müssen Lohn- und Karrierean-
reize sowie das soziale Sicherungssystem der Volatisierung der Beschäftigung angepasst wer-
den.51
4. Der arbeitsrechtliche Beitrag zur New Economy
ii
Im Juni 1999, kurz vor dem Ende der Sitzungsperiode, segnete das japanische Parlament ein
umfassendes Notmaßnahmenprogramm zur Verbesserung der Beschäftigungslage und zur in-
dustriellen Wettbewerbsstärkung ab. Abgesehen von dem eher marginalen, zudem auf eine
Laufzeit von zwei Jahren beschränkten Punkt der mit öffentlichen Geldern zu finanzierenden
rund 300.000 Arbeitsplätze, die als Soforthilfemaßnahme vom Staat und den regionalen Ge-
bietskörperschaften geschaffen werden sollen, stellt das mit 50 Milliarden Yen vergleichsweise
schlank ausgefallene Paket einen deutlichen Bruch mit einigen etablierten Konventionen der
japanischen Beschäftigungspolitik dar. Am deutlichsten offenbart sich das Eingeständnis des
Versagens der herkömmlichen Sicherungsinstrumente wohl im Ende des staatlichen Monopols
der Arbeitsvermittlung. Tatsächlich lässt das Maßnahmenpaket aber in all seinen Einzelheiten
auf einen programmatischen Wandel schließen: Fokussiert wird nicht länger die Stabilisierung
bestehender Beschäftigungsverhältnisse, sondern die Förderung des individuellen Vermitt-
lungs- und Beschäftigungspotenzials (employability).
Zyklische Wirtschaftsfaktoren allein hätten diese Neuorientierung wohl kaum hervorgerufen.
Nur zwei Drittel der Arbeitslosenrate sind laut Weißbuch des Arbeitsministeriums 1999 un-
mittelbar auf mangelnde Nachfrage zurückzuführen (Rôdôshô 1999:118-123). Zu dem restli-
chen Drittel – strukturelle Arbeitslosigkeit – gesellt sich außerdem die latente Arbeitslosigkeit.
Während sich in der Vergangenheit zyklisch bedingte Überkapazitäten in der Belegschaft der
statistischen Erfassbarkeit entzogen haben, können sich die von den Nachfolgen der Bubble
Economy geschwächten Unternehmen diesen Luxus nicht mehr leisten. Angaben des Arbeits-
ministeriums zufolge fallen die Einschnitte im Personalstamm umso drastischer aus, je länger
die Firmenprofite bereits im roten Bereich verweilen. Gleichzeitig wird aus diesen Daten deut-
lich, dass sich Firmen in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre schneller zum Personalabbau ent-
scheiden konnten als zu früheren Zeiten.
Zahlreiche in- und ausländische Kommentatoren zur japanischen Wirtschaftskrise haben das
Fallen einer weiteren Bastion vorausgeahnt und das Ende des japanischen Beschäftigungsmo-
dells prognostiziert bzw. je nah Interessenlage auch beklagt, gefordert oder beschwört (vgl.
Inagaki 1999a, b). Tatsächlich gehörten  Arbeit und Beschäftigung als sozialpolitische Regula-
tionsfelder lange Zeit nicht zu den erklärten Zielen der Deregulierungspolitik. Vor dem Hinter-
grund der schleichenden Rezession und der Befürchtung der Abwanderung von Arbeitsplätzen
ins Ausland wurde der Aspekt der Arbeitsbeziehungen erstmals explizit im Programm zur För-
derung der Deregulierung vom März 1995 aufgeführt (Araki 1997). Im Mittelpunkt der seither52
erfolgten arbeitsrechtlichen Veränderungen stehen die Flexibilisierung von Arbeitszeit und Be-
schäftigungsformen, die Harmonisierung von Nachfrage und Angebot auf dem Arbeitsmarkt
sowie die Schaffung neuer Stellen durch intensivierten Wettbewerb.
4.1. Flexibilisierung von Arbeitszeitregelungen
Flexible Regulierungsoptionen der Arbeitszeit waren bereits mit der Revision des Arbeitsstan-
dardgesetzes (ASG) 1987 in der Form von Ermessensarbeit (sairyô rôdô) eingeführt worden.
Vor dem Hintergrund der anvisierten Reduktion der Wochenarbeitszeit auf 40 Stunden, der
Heterogenisierung der Arbeitskraft (Feminisierung; Alterung) und der Rolle der Dienstlei-
stungsindustrien als größter Arbeitgeber sollten erstmals die auf die Lage der Manufakturar-
beiter zurecht geschnittenen Arbeitszeitregelungen gelockert werden (Yamakawa 1998). Um
einen effizienten Einsatz der administrativen und kreativen Abteilungen zu gewährleisten,
konnten Firmen in Übereinkunft mit der Arbeitnehmervertretung Arbeitsbereiche auswählen, in
denen eine definierte Leistung bei selbstständiger Zeiteinteilung der Arbeitnehmer erbracht
werden soll. Als Orientierungshilfe verwies das Gesetz auf fünf exemplarische Einsatzbereiche
(F&E, Planung und Analyse von Informationsmanagementsystemen, Design, Recherche und
Editing für Massenmedien, Produktion und Inszenierung von Fernseh- oder Kinofilmen; Art.
38-3). In der Praxis stellten sich aber die Gewerkschaften quer, da sie hinter diesem System
den Verlust des 25%igen Überstundenzuschlags befürchteten. In den ersten fünf Jahren nach
der ASG-Revision hatte nicht einmal eines von hundert Unternehmen flexible Arbeitszeiten
eingeführt, die dem Ermessensprinzip entsprechen (Araki 1996). Aufgrund wiederholten Miss-
brauchs, der tendenziell den Befürchtungen der Gewerkschaften Recht gab, wurde mit der fol-
genden Revision von 1993 die Anwendbarkeit auf die fünf bereits spezifizierten Bereiche ein-
geschränkt.
Vor allem der Arbeitgeberverband Nikkeiren drängte auf eine Ausweitung des Bestimmungs-
felds, um die im administrativen Bereich anfallenden Überstundenkosten abbauen und eine den
internationalen Standards entsprechende Regelung einführen zu können (Araki 1996). Mit der
aktuellen Revision von 1999 ist laut Artikel 38-4 nunmehr eine breitere Anwendung auf admi-
nistrative Angestellte, soweit sie für geschäftsentscheidende Aufgaben in der Planung und Un-
tersuchung zur Unternehmensführung zuständig sind, zusätzlich möglich. Um Missbrauch vor-
zubeugen, sollen Auswahl der Anwendungsbereiche sowie Bestimmung von Inhalten und Be-53
dingungen durch ein Gremium von Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern erstellt werden;
zusätzlich muss das Einverständnis der individuell Betroffenen erbracht werden.
Unabhängig vom Erfolg des Systems genehmigt das revidierte ASG eine allgemein flexiblere
Arbeitszeitregelung. Art. 32-4 erlaubt seit 1987 bei Absprache mit der Arbeitnehmer-
vertretung eine fluktuierende Gestaltung der regulären Arbeitszeiten, so lange die durch-
schnittliche Wochenstundenanzahl/Jahr nicht 40 Stunden überschreitet. Dadurch können Un-
ternehmen flexibler auf saisonal bedingte Arbeits- und Nachfrageschwankungen reagieren. Die
bislang geltende Obergrenze von 52 Stunden pro Woche bzw. 10 Stunden pro Tag bei einer
Durchschnittsperiode von maximal drei Monaten ist seit April 1999 auch für längere Berech-
nungszeiträume zulässig.
4.2. Flexibilisierung der Beschäftigungsbeziehungen
Artikel 14 des ASG beschränkt die Laufzeit von Zeitverträgen auf prinzipiell ein Jahr. Seit der
Revision 1999 sind Ausnahmeregelungen, die eine Laufzeit von drei Jahren zulassen, zulässig
für professionelle Spezialisten in bestimmten Einsatzbereichen oder zur erfolgreichen Gewähr-
leistung von Unternehmensgründungen, so fern sie zuvor nicht im Dienst des Unternehmens
gestanden sind. Dreijährige Verträge erlaubt das Gesetz außerdem für die Beschäftigung von
älteren Arbeitnehmern (ab 60 Jahren).
Die Lockerung der Anstellungsbedingungen von Vertragsbeschäftigten (keiyakuin) mit der
zugrundeliegenden Rationale der engeren Verknüpfung von Leistung und Entlohnung ent-
spricht der Grundidee der Ermessensarbeit. In beiden Fällen geht es um eine effiziente, länger-
fristige Bindung von qualifizierten Ressourcen an ein Unternehmen. Eher kurzfristigen und
nicht qualifikationsdefinierten Bedürfnissen kommen dagegen Teilzeit- und Leihpersonal ent-
gegen. Für beide Beschäftigungsgruppen sind in den neunziger Jahren wegweisende Bestim-
mungen erlassen worden.
Zum ersten Mal wurden 1994 die besonderen Bedingungen von Teilzeitarbeitskräften (als Teil-
zeitkräfte werden diejenigen Angestellten klassifiziert, die in einem geringeren Stundenausmaß
am Tag oder weniger Tage pro Woche als ihre im gleichen Betrieb festangestellten Kollegen
beschäftigt werden; Art.2) in einem eigenen Gesetz festgehalten. Obwohl das maßgeblich der
Verbesserung ihrer sozialen Sicherung verpflichtete Gesetz kaum Spuren auf dem Arbeits-
markt hinterlassen hat, wurden doch zumindest Minimalstandards definiert, die auch einklagbar
sind. Die in den neunziger Jahren zu beobachtende Zunahme der Teilzeitarbeitskräfte wird al-54
lerdings nicht auf das Gesetz zurückgeführt, sondern auf ihre Kompensationsfunktion für den
Stellenabbau unter den Vollzeitbeschäftigten (vgl. Osawa/Kingston 1996). In diesem Sinne ist
auch die parallel stattfindende Expansion des Leihpersonalmarkts zu verstehen.
Legal ist die Vermittlung von Zeit- oder Leihpersonal erst seit 1986, auch wenn bereits zuvor
illegal oder unter ungeklärten Verhältnissen operierende Firmen entsprechende Dienstleistun-
gen angeboten haben. Das 1985 verabschiedete Gesetz sollte zunächst diese Grauzone bereini-
gen. Zugelassen wurden in einem Positivlistenverfahren zunächst 16, ab 1996 insgesamt 26
spezifizierte Einsatzbereiche. Bereits 1994 wurde im Zuge der Revision des Beschäftigungssta-
bilitätsgesetzes für ältere Arbeitnehmer das prinzipielle Verbot aufgehoben: Eine Negativliste
regelte statt dessen die Einsatzbereiche, in denen kein Zeitpersonal verwendet werden darf. In
ähnlicher Weise erweitert das Familienpflegegesetz (Art. 40-2) seit 1996 die Einsatzmöglich-
keiten von Leiharbeitern, wenn sie für Pflegeaufgaben karenzierte Arbeitnehmer vertreten
(Araki 1997).
Eine drastische Reform, die den Einsatz von Leiharbeitern bis auf wenige Berufsfelder liberali-
sierte (Art. 4.1.) und die Zulassungsbedingungen für die Errichtung von Zeitpersonalfirmen
(Art. 5-2, 16-1; Lizenzänderungen 11-1, 19-1) erleichterte, erfolgte 1999. Für allgemeine Zeit-
personalfirmen, die einen festen Mitarbeiterstamm führen, reicht eine einfache Benachrichti-
gung an das Arbeitsministerium aus. Dagegen wurde das restriktivere Zulassungsverfahren
(Antrag, Begutachtung etc.) für Leihpersonalfirmen, die Mitarbeiter nur im Falle der Vermitt-
lung mit einem Klienten beschäftigen (tôroku haken rôdô jigyô), beibehalten. Außerdem wer-
den keine Firmen mehr zugelassen, die ihr Personal exklusiv an einen Klienten vermitteln (Art.
7-1,1). Dem Schutzgedanken entspricht auch die Reduzierung des Zeitraums, in dem Leihar-
beiter für ein Unternehmen tätig sein dürfen, auf ein Jahr (Art. 40-2,1). Von der Ein-Jahres-
Klausel befreit sind allerdings die seit 1996 in der Positivliste aufgeführten 26 Einsatzbereiche
sowie zeitlich begrenzte Arbeitsaufträge und Karenzvertretungen (Art. 40-2,1-3). Eine Reihe
von weiteren Schutzbestimmungen, die soziale Sicherung, Konfliktlösung, Persönlichkeits-
schutz, aber auch Strafen an Ver- und Entleiher beinhalten, wurden dem Gesetz hinzugefügt,
um negative Effekte auf regulär Angestellte durch die Deregulierung der Leiharbeit zu vermei-
den (vgl. Araki 1999).
4.3. Harmonisierung von Angebot und Nachfrage
Bis zum Frühjahr 1997 verfügte der Staat über das Monopol der Arbeitsvermittlung. Ausge-
nommen waren lediglich 29 Berufsgruppen, zu denen Köche, Dolmetscher, Künstler, Models55
etc. gehörten. Mit der am 1. April 1997 in Kraft getretenen revidierten Verfügung zum Be-
schäftigungsstabilisierungsgesetz wurde dieses Verfahren de facto aufgekündigt. Statt dessen
existiert nun eine Negativliste, die nur noch wenige Bereiche der öffentlichen Arbeitsvermitt-
lung vorenthält. Verwaltungs- und Planungsangestellte, die am stärksten von dem enger ge-
wordenen Zugang zum Arbeitsmarkt betroffen sind, können uneingeschränkt zum Ziel der
Headhunter werden, es sei denn, das Ende ihrer schulischen Ausbildung liegt weniger als ein
Jahr zurück. Die Revision des Gesetzes im Sommer 1999 bekräftigte die Zulässigkeit der pri-
vaten Arbeitsvermittlung und betonte sogar ihre gleichberechtigte Rolle neben dem öffentlichen
Arbeitsmarktservice. Beide sollen sich gegenseitig ergänzen, und die öffentlichen Arbeitsämter
werden angehalten, alle ihre Informationen uneingeschränkt zur Verfügung zu stellen (Art. 1;
5-2).
Dereguliert wurden ferner Zulassungsbedingungen und Gültigkeit der vom Arbeitsministerium
auszustellenden Lizenzen. Vermittlungsgebühren, die von Mitarbeiter suchenden Unternehmen
zu bezahlen sind, wurden prinzipiell bereits 1997 liberalisiert. Gegenwärtig dürfen diese Ge-
bühren nach zwei Kriterien bestimmt werden: Entweder fallen sie in einen Bereich bis zu einem
Limit von 10,1% einer Summe, die sechs Monatslöhnen des vermittelten Mitarbeiters ent-
spricht, oder sie werden nach festgelegten Tariftabellen verrechnet, die dem Arbeitsministerium
zur Genehmigung vorgelegt werden müssen (32-3, 1-2) (Araki 1997; Araki 1999).
Die Vermittlungserfolge der privaten Agenturen, die in der ersten Jahreshälfte 1999 mehr als
80% aller Wiedereinstellungen im White-Collar-Bereich realisieren, belegen, dass sie in höhe-
rem Ausmaß als die Arbeitsämter nachfrage- und angebotsorientiert agieren können.
4.4. Mobilisierung der Arbeitskraft
Ein weiteres Kernanliegen der gegenwärtigen Beschäftigungspolitik besteht darin, das Arbeits-
kräfteangebot auch vor dem Hintergrund der demographischen Veränderungen der alternden
Gesellschaft zu sichern. Zu den primären Zielgruppen gehören die an den Rand des Arbeits-
markts gedrängten weiblichen Arbeitnehmer. Die speziellen Schutzbedingungen für Frauen zu
Überstunden, Ruhetagen und Nachtarbeit, die ihr Beschäftigungspotenzial beeinträchtigten,
wurden mit der Revision des ASG aufgehoben. Auch die bekannten Schwächen des Chancen-
gleichheitsgesetzes von 1985 wurden 1997 teilweise bereinigt. Art 5 und 6 des revidierten Ge-
setzes verbieten nun nicht mehr allein die Diskriminierung in Bereichen der Berufsausbildung
und Entlohnung, sondern auch die ungleiche Behandlung bei Einstellung, Beförderung und56
Arbeitszuweisungen. Konnte in der Vergangenheit nur bei beiderseitigem Einverständnis von
Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein Mediatorengremium zur Klärung von diskriminierenden
Praktiken einberufen werden, so genügt nun die alleinige Forderung seitens des Arbeitnehmers.
Als Strafmittel behält sich das Arbeitsministerium die öffentliche Bekanntmachung solcher
Fälle und der involvierten Unternehmen vor. Die derzeitige Regelung vermag jedoch nichts an
den implizit diskriminierenden Folgen des dual track system ändern, das zwei unterschiedliche
Karrierestränge für neurekrutierte Mitarbeiter anbietet. Entscheidungen für den allgemeinen
(ippan shoku) oder integrierten (sôgô shoku) Weg, der allein Aufstiegschancen bietet, werden
zwar vom Arbeitnehmer individuell gefällt. Allerdings steht vielen Frauen die Option des Kar-
rierewegs nicht offen, da die hohen Anforderungen mit familiären Verpflichtungen in der Praxis
kaum zu vereinbaren sind (Wakisaka 1997:142-144).
Für das Segment der älteren Arbeitnehmer, die doppelt unter der Restrukturierung der Unter-
nehmen und den Hürden der Technologiekompetenz leiden, setzt der Gesetzgeber aktivere
Maßnahmen. Neben den Sonderregelungen für Leihpersonal und Vertragsbeschäftigte wird
ihre Vermittelbarkeit auch durch den Lohnkostenzuschuss für Unternehmen, die von der Kün-
digung betroffene ältere Arbeitnehmer wiedereinstellen, angehoben.
4.5. Zwischenfazit
Generell lässt sich festhalten, dass die maßgeblichen Neuerungen im Arbeitsrecht, die hier nur
ansatzweise vorgestellt werden konnten, der Stoßrichtung der Deregulierung verpflichtet sind.
Der Staat anerkennt die führende Bedeutung der Initiative des privaten Sektors und engagiert
sich für die Reduktion administrativer Barrieren. Gleichzeitig enthalten die neuen Gesetzesbe-
stimmungen aber eine Vielzahl von Einzelbestimmungen, die zu einer neuen Re-Regulierung
der Arbeitsbeziehungen führen. Vieles spricht dafür, dass der Grundgedanke der Arbeitsge-
setzgebung den traditionellen Schutzverpflichtungen der Industriegesellschaft verhaftet bleibt.
Vergleicht man dazu den Zeitpunkt ihrer Verabschiedung mit den parallel abgelaufenen Wirt-
schafts- und Managementprozessen, so können sie bestenfalls als reaktiv, keinesfalls aber als
pro-reaktive Maßnahmen bewertet werden.
5. Arbeitsorganisation: Zwischen Downsizing und Reengineering
Dieser Gesichtspunkt betrifft die internen Anpassungsmaßnahmen von Betrieben in Produkti-
onsbedingungen, Arbeitsteilung und Organisationsstrukturen. Informatisierung als Manage-
menttool bedeutet, wie bereits angedeutet, die Verbesserung der Kostenperformanz (z.B.57
durch reduzierte Personalkosten); allerdings wird die Amortisierung der Investitionen ohne
eine Neukonzeption aller organisatorischer Abläufe ausbleiben oder schwächer ausfallen. Als
Arbeits- und Organisationsmittel dienen IuK-Technologien logistischen Aufgabenstellen der
mittleren Betriebsebene und nehmen Vermittlungsfunktionen nach oben und unten wahr. Ziel
ist es, die drei Verfahrenseinheiten des Produktionsprozesses – Auftragsabwicklung, Produk-
tentwicklung und Fertigung – nahtlos miteinander zu verbinden auf der Grundlage von Infor-
mationsströmen, die sie kommensurabel machen. Rationalisierung wird über die Ökonomisie-
rung von Zeit und Kommunikation (Just-in-Time; Echtzeitübertragung von Informationen;
Datenverkehr rund um die Uhr) erreicht, wobei die Maßnahmen und Methoden der Flexibilisie-
rung auf den gesamten Produktionsprozess übertragen werden. Charakteristische Organisati-
onsmerkmale von Unternehmen mit hohem Informatisierungsgrad beinhalten schlanke und ent-
hierarchisierte Unternehmensstrukturen, klare Aufgabenverteilungen, einen Fokus auf Projekt-
gruppen, Flexibilisierung der Arbeitsbedingungen und einen hohen Autonomiegrad der Pro-
jektteams oder Sachbearbeiter. Stärker als die Produktionsmitarbeiter sind daher die planeri-
schen und administrativen Geschäftsbereiche vom Restrukturierungsprozess betroffen.
5.1. Downsizing
Der Großteil der japanischen Unternehmen mit mehr als 100 Mitarbeitern hat in den letzten
Jahren massiv in den Ausbau der IuK-Struktur investiert. Der vergleichsweise geringe Investi-
tionsanteil kleinerer Unternehmen dürfte zum Teil als Ausdruck des Digital Divide gewertet
werden, zum Teil aber den besseren Zugriffsmöglichkeiten der KMU auf zentralisierte Infor-
mationsbestände zu verdanken sein. Datenbanksysteme und Kommunikationswege über fir-
meninterne oder regionale Netzwerke (LAN, WAN) ermöglichen den gemeinsamen Zugriff auf
akkumulierte Wissensbestände; gleichzeitig können kurzfristige Entscheidungen schneller ge-
fällt werden. Die technologische Entwicklung setzt einen ganzen Berufsstand unter Druck, wie
die White Collar-Beschäftigungskrise und der firmeninterne Abbau der Stellen im mittleren
Management indizieren.
Der massive Personalabbau in den Großunternehmen, der so weit möglich mit sozial verträgli-
chen, wenn auch kostspieligeren Maßnahmen durchgeführt wurde, hat in erster Linie die Ver-
waltungs- und Planungsabteilungen ausgedünnt. In den 1970er und 80er Jahren waren die Pro-
duktionsstätten das hauptsächliche Einsatzgebiet der Rationalisierungsmaßnahmen; gleichzeitig
wurden die Verwaltungsstäbe für die Koordination und Kontrolle der segmentierten und auto-58
matisierten Produktionsprozesse aufgebläht. Früher konnten Rationalisierungsmaßnahmen im
Vertrauen auf die zukünftig zu erwartende globale Nachfrage mit der Produktionsausweitung
abgefedert werden. Trotz sinkender Arbeitskosten fehlte der Unternehmensführung in den 90er
Jahren diese Möglichkeit. Widerstand kommt auch von den Gewerkschaften. Einst hatten sie
aktiv die Einschulung der Mitarbeiter mitgetragen. In der Computerfrage aber verhalten sich
die Gewerkschaften passiver, wohl auch wegen der zu erwarteten Entlassungen (EPA
1999:152).
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Anlass zur abwartenden Haltung stellten die Personalanpassungsmaßnahmen dar, die in den
neunziger Jahren bislang unbekannte Ausmaße angenommen hatten. Zwischen 1994 und 1997
haben Unternehmen wie NTT (45.000; weitere 21.000 bis 2000), Nissan (9.200, weitere
21.000 bis 2003), Nippon Steel (8.500), Hitachi (8.000) und Tôshiba (7.000) massive Ein-
schnitte in ihren Mitarbeiterstamm vorgenommen (Harada 1998:9). Einer Umfrage des Japan
Institute of Labor zufolge hatten 23,2% aller Großunternehmen (mit mehr als 500 Mitarbei-
tern) 1998 aktiv ihren Mitarbeiterstamm reduziert. In den meisten Fällen setzte das Manage-
ment auf sogenannte weiche Maßnahmen wie frühzeitige Pensionierung (43,8%) oder definiti-
ven Transfer zu Tochterunternehmen (36,7%; JIL 1998). Viele Firmen klagen immer noch
über Personalüberschüsse, vor allem in den klassischen White-Collar-Jobs (JIL 1999). Jüngere
Daten aus dem Japan Productivity Center for Socio Economic Research indizieren, dass zwei
von drei Unternehmen Personalkürzungen über die nächsten drei Jahre verwirklichen wollen
(JPC-SED 1999). Viele Firmen klagen vor allem über die niedrige Produktivität ihrer altge-
dienten – und damit meist hochbezahlten – Mitarbeiter.
5.2. Reengineering
Ein vollkommen neues Bild der Arbeitsorganisation in der New Economy haben Malone und
Laubacher (1998) vom Boston MIT entworfen. Die Forscher postulieren eine Welt, in der
große Unternehmen obsolet werden. Arbeit wird nicht vom Management verwaltet, sondern
von Netzwerken unabhängiger Kontraktnehmer, die projektbezogen über IuK-Technologien
eine virtuelle Organisation bilden. Sobald der Auftrag erledigt ist, löst sich das Netzwerk auf
und die wiederum unabhängig gewordenen Agenten begeben sich auf die Suche nach dem
nächsten Projekt. Im Prinzip sind die wichtigsten Elemente dieses Szenario längst Teile einer
immer vielfältigere Erscheinungsformen annehmenden Arbeitsrealität. Outsourcing, Telearbeit,59
Gleitzeitregelungen, Projektteams, Datenbanken, hochleistungsfähige Netzwerke, Datenaus-
tauschstandards, Mobile Commerce, all das ist längst schon keine Zukunftsmusik mehr.
Die japanische EDI-Erfahrung (Electronic Data Interchange) ist ein charakteristisches Beispiel
für den Einsatz von IuK-Technologien zur Rationalisierung des gesamten Produktionsprozes-
ses. Keiretsu-Unternehmen wie Matsushita oder Toyota haben seit den achtziger Jahren in die
Verbesserung ihrer Beschaffungs- und Absatzbeziehungen investiert. Effizienzgewinne können
aber nur dann realisiert werden, wenn alle Beteiligten sich auf einen gemeinsamen Datenstan-
dard einigen. Das Center for Informatization of Industry (CII) bemüht sich um die Verbreitung
eines industrieübergreifenden Standards, der außerdem noch mit dem Japan Industrial Standard
(JIS) und dem globalen UN EDIFACT
iv kompatibel ist. Formal wurde der Standard bereits von
20 Industriebranchen angenommen. Er kommt aber nur bei einem Viertel der Unternehmen
zum Einsatz. In den meisten Fällen kommt ein im eigenen Haus entwickeltes Format oder das
des wichtigsten Geschäftspartners zum Einsatz. Wie in vielen anderen Ländern auch ist in Ja-
pan die Entscheidung für den internationalen EDIFACT, die nationale CII-Syntax, ein bran-
chenspezifisches Subset oder ein selbst entwickeltes Format nicht eine Frage der freien Wahl,
sondern abhängig von komparativer Marktmacht (JUAS 1999).
In der Regel verläuft der elektronische Datenaustausch über private Datenleitungen. Die alter-
native Verwendung des Internet erlaubt seit kurzem, die hohen Leasingkosten zu senken. Seit-
her zeigt die Anzahl der Unternehmen, die eine eigene ID-Kennung bei der zentralen Kontrol-
linstanz des CII registrieren lassen, deutliche Wachstumstendenzen. Verschiedene Technologi-
en wie XML (Extended Markup Language, ein Subset des gebräuchlichen Webdokumenten-
formats HMTL) werden für den Einsatz im internetbasierten Datenaustausch getestet. Einer
Studie der japanischen Vereinigung von Benutzern von Informationssystemen zufolge (JUAS,
1999) planen immer mehr Unternehmen ihr traditionelles EDI-System durch das Internet zu
ersetzen. Einen Schritt in diese Richtung hat Matsushita kürzlich unternommen mit einer Inter-
net-Plattform, die Matsushitas 100 Firmen und den rund 3.000 Zuliefererunternehmen den di-
gitalen Austausch von Aufträgen, Informationen und Zahlungen ermöglicht. Im alten EDI-
Netzwerk waren lediglich 900 – eher größere – Unternehmen verbunden gewesen. Matsushita
erhofft sich von der Restrukturierung erhebliche Reduktionen der Lagerhaltungskosten und ein
deutliches Signal an die Kapitalmärkte. Es ist wenig erstaunlich, dass gerade die japanischen
Firmen, die im E-Commerce führen, bereits über langjährige Erfahrungen mit Standardisie-
rungsprozessen und Netzwerkarchitekturen verfügen.60
EDI ist außerdem die Schlüsseltechnologie für ERP Groupware (Enterprise Resources Plan-
ning) – Software für die Harmonisierung von Geschäftsabläufen, zum Monitoring von Geld-,
Güter- und Personenbewegungen innerhalb der gesamten Beschaffungskette – die von zentra-
ler Bedeutung für das Reengineering in europäischen oder amerikanischen Unternehmen gewe-
sen ist. Zu den bekanntesten Produkten zählen die Programme der Waldorfer Firma SAP, die
mit ihrer Internet-gestützten Version mySAP.com den Kunden in Japan Einsparungsmöglich-
keiten auf der Beschaffungsseite von bis zu 20% verspricht.
v SAP Japan ist zwar Marktführer,
musste aber 1998 schwere Umsatzverluste hinnehmen. Generell steckt der japanische ERP-
Markt in den Kinderschuhen. Der JUAS-Umfrage (JUAS 1999) zufolge hat gerade ein starkes
Viertel aller befragten Unternehmen bereits Erfahrungen mit solchen Programmen gesammelt;
von diesen konnte jedoch die Hälfte auf keine positiven Auswirkungen auf die Business-
Performanz hinweisen. Unter Umständen hängt dies, so die Studienautoren, an der "spezifi-
schen japanischen Art", das Software-Programm den Strukturen der Firma entsprechend zu
modulieren, statt die Unternehmensabläufe an den Programmvorgaben zu orientieren.
Interessanterweise sind Arbeitsprozesse in japanischen Unternehmen auch ohne die Implemen-
tierung von ERP-Programmen eher netzwerk-spezifisch organisiert als in amerikanischen Fir-
men. Darauf haben beispielsweise Nonaka und Takeuchi (1997) hingewiesen, deren Studie die
besondere Rolle des tacit knowledge in der innerbetrieblichen Arbeitsbewältigung erarbeitet.
Das zu bewältigende Problem besteht in den unterschiedlichen Strategien des japanischen oder
amerikanischen Managements, das dieses Wissen für den Einsatz in geschlossenen Systemen
oder in offenen Netzwerken aufbereiten muss. Japans Unternehmen tendieren eher dazu, ge-
schlossene Systeme zu bilden, in denen das stillschweigende Wissen, das über langjährige Er-
fahrung und Arbeitsplatzrotation akkumuliert wird, eine wichtige Rolle spielt. Aufgabenspezifi-
sches Wissen ist eher diffus verteilt und nicht an Arbeitsplätzen oder Stellenprofilen festge-
schrieben, von denen offene Netzwerke profitieren (Kokuryô 1997). Den Problemen der inter-
nen Arbeitsmärkte schließen sich weitere Altlasten der japanischen Arbeitsverwaltung und -
bewertung an, die auch der Ausbreitung von Telearbeit im Wege stehen.
Telearbeit stellt ein weiteres Experimentierfeld dar, auf dem Unternehmen die effizientere Nut-
zung ihrer Mitarbeiter oder die Flexibilisierung von Produktionsprozessen im Wissensbereich
austesten (vgl. dazu Manzenreiter in Druck). Statistisch signifikante Ausmaße haben die ver-
schiedenen Formen der Telearbeit erst in den Jahren nach (Windows) 95 angenommen. In-
House-Studien bei FujiXerox, NTT oder dem MPT-eigenen Forschungsinstitut haben eine bis
zu 20% höhere Arbeitsleistung ermittelt, die auf den größeren Ermessensspielraum der telear-61
beitenden Mitarbeiter zurückgeführt wird. Generell scheinen die "Kontent- und Kontext-
Faktoren" der Telearbeit (vgl. Weißbach, Lampe und Späker 1997), verglichen mit den Kon-
text-Faktoren der Büroarbeit, sehr hoch bewertet zu werden. Laut Hochrechnung der Vorläu-
ferorganisation der Japan Telework Association sind ca. zwei Drittel aller Angestellten sehr an
der Telearbeit interessiert, wobei die Aufgeschlossenheit in den kreativen Bereichen Planung,
Software-Entwicklung und Forschung am deutlichsten hervortritt. Dagegen sinkt die Bereit-
schaft mit zunehmendem Alter und mit der Höhe der Karriereleiter. Als gänzlich uninteressiert
zeigten sich in der Studie von 1997 ältere Mitarbeiter, Sektionsleiter und der Großteil der Ma-
nager (SOAJ 1998:74; vgl. auch ähnliche Ergebnisse bei Imamura 1996; Kawashima 1998).
Trotz der überwiegend positiv dargestellten Erfahrungen haben sich nur wenige Firmen für
Telearbeit entschieden (7,5% der Großunternehmen; SOAJ 1998:70), und diese Bereitschaft
sinkt mit der Größe der Unternehmen. Gewerkschaften wie Management mauern, weil beide
sich in ihren Besitzständen bedroht fühlen. Daher spielt Telearbeit eine wesentlich größere
Rolle im Zusammenhang mit der Restrukturierungsmaßnahme der Ausgründung
(Outsourcing). Der maßgeblich über Telearbeit generierte Produktionswert vollzieht sich über
Aufträge im Billiglohnbereich, wird von Frauen ausgeführt und ist kaum arbeitsgesetzlich er-
fasst (vgl. Ouchi 2000; Naganuma 1999). Der Arbeitssoziologe Kantani Takayuki vom Japan
Labor Institute (Nihon Rôdo Kenkyu Kikô; JIL) notierte die „japanische Besonderheit“, dass
die Technologisierung und Vernetzung der Arbeitsplätze die Zunahme ungeregelter Beschäfti-
gungsverhältnisse wie Teilzeit- oder Leiharbeit gefördert, aber keine im Sinne der Telearbeit
positiven Signale auf den primären Arbeitsmarkt ausgeübt hat (1998:3).
Die Informalisierung der Beschäftigung ist allerdings ein charakteristisches Merkmal für den
Strukturwandel in allen industrialisierten Nationen am Ende des 20. Jahrhunderts (Beck 1999).
Wurden 1975 nur 9,9% der Gehaltsempfänger in Japan als Teilzeitbeschäftigte klassifiziert
(Shimada 1998:37), so waren es 1989 bereits 15,4%, weitere zehn Jahre später 20,8%. Be-
rücksichtigt man ferner Tagelöhner, Leiharbeiter und andere der Normdefinition widerspre-
chende Beschäftigungstypen, hat sich der Anteil der regulär Beschäftigten in den vergangenen
12 Jahren von 82,4% (1987) auf 75,1% (1999) reduziert (STK 1999; 2000). Jeder vierte Ar-
beitnehmer gilt damit bereits als atypisch, prekär oder irregulär beschäftigt.
vi Auffällig ist der
hohe Beschäftigungsanteil, der in den Berufssparten des Iuk-Sektors oder aber in den ausge-
gründeten Bürobereichen anfällt. Das gilt für Telearbeit, ungeachtet der spezifischen Rechts-
form, Ort- und Zeitregelung, aber auch für Leihpersonal und Vertragsbeschäftigte. Verschie-
denen Untersuchungen zufolge (Kantani 1998; Naganuma 1999; Saitô 1999) schält sich aus62
der Kombination von technologischem Wandel und dereguliertem Arbeitsmarkt ein sehr kleiner
Prozentteil einer Informationselite und eine große Masse an "Technosklaven" heraus, die zu
unattraktiven Löhnen und unter schlechten räumlichen wie zeitlichen Bedingungen anspruchs-
lose Tätigkeiten ausführen.
6. Anstelle eines Fazits: Flexible Arbeitswelt
Trotz der Fülle an Arbeitsmarkt-Untersuchungen, die es für Japan gibt, können Zusammenhän-
ge und Querverbindungen zwischen Outsourcing, Informatisierung und Informalisierung nicht
aus diesen abgeleitet werden. Empirisch bestätigt werden kann die Rolle der Informatisierung
als ein Faktor hinter den Veränderungen, die sich in proportionalen Verschiebungen zwischen
den Beschäftigungssegmenten, einer stärkeren Berücksichtigung von Leistungsfaktoren zur
Lohnbestimmung, neuen Experimenten mit Vertragsbeschäftigten und der Rekrutierung von
mid career Angestellten äußern. Mitverantwortung für diese Entwicklung tragen die neuen
arbeitsrechtlichen Regelungen, die eindeutig die Externalisierung der Arbeitsmärkte fördern.
Ausgeblieben sind allerdings Auswirkungen auf die Etablierung von wirklich autonomen exter-
nen Märkten, auf denen Arbeitnehmer ihre Fähigkeiten zu attraktiven Konditionen anbieten
können. Statt dessen sind viele dazu gezwungen, sich ohne gewerkschaftliche Interessensver-
tretungen oder den Schutz eines Kollektivvertrags der Marktmacht eines Auftraggebers zu
beugen. Eine weitgehende Liberalisierung des Arbeitsmarkts, wie sie in Zukunftsentwürfen des
Arbeitgeberdachverbands Nikkeiren angesprochen wird (Shin jidai no „Nihonteki keiei“, 1995
und Burû pâto puran, 1997; vgl. Kameyama 2000;), favorisiert der Gesetzgeber offensichtlich
nicht. Beispielsweise ist der rechtliche Rahmen von Entlassungen bislang nicht durch ein Ge-
setz, sondern durch einen gerichtlichen Präzedenzfall geregelt. Die geltende Praxis lässt Entlas-
sungen nur dann zu, wenn der Arbeitgeber nachweislich an alternativen Lösungsversuchen wie
Überstundenreduktion oder internen Transfers gescheitert ist.
In zwei Aspekten sind effektivere Vorstöße des Gesetzgebers vonnöten, um zumindest dem
selbstgewählten Grundsatz der Förderung von employability zu entsprechen. Erstens muss ein
mobilitätsneutrales System für individuelle Pensionsversicherungen und andere Vorsorgein-
strumente geschaffen werden. Zweitens stehen die derzeitige Praxis von Bildungssystem und
unternehmensinterner Ausbildung der Mobilitätsförderung im Wege. Außerdem trägt die Kon-
zentration auf interne Arbeitsmärkte und Ausbildungsverfahren zur Verzögerung der Marktan-
passung in den Großunternehmen bei. Die gängige Praxis berücksichtigt weder IuK-63
technologiebezogene Managementkonzepte für Führungskräfte noch Fortbildungsprogramme
für den Mitarbeiterstamm in ausreichendem Maße (MITI/SME Council 1999). Da ein funktio-
nierender externer Arbeitsmarkt praktisch die Grundbedingung für die Effizienz der schwer-
punktmäßigen Förderung von Business Start-ups darstellt, sind ohne ihn den Erfolgschancen
der Förderungsprogramme enge Grenzen gesetzt.
Erst die kürzlich vorgelegten Ansätze zielen auf eine Förderung der Ausbildungsinfrastruktur.
Zwar wurden bereits ab 1998 mit dem Förderprogramm zur berufsorientierten Weiterbildung
Finanzmittel bereitgestellt, mit denen – nicht nur arbeitslose – Fortbildungsinteressierten bis zu
80% der Kurskosten abgenommen werden. Allerdings ist nicht ganz klar, nach welchen Richt-
linien das Arbeitsministerium förderungswürdige Institutionen designiert. Von den mehr als
6.000 privaten und öffentlichen Einrichtungen zur Berufsausbildung wurden nur 347 aner-
kannt; da eine Vorlaufzeit der Kurse von drei Jahren Bedingung zur Zulassung ist, fehlen Aus-
bildungsinhalte zur Beschäftigung im IuK-Sektor nahezu komplett (Harada 1999:9). Ohne
flankierende Maßnahmen im Ausbildungsbereich hat die Externalisierung der Arbeitsmärkte
bisher nur den auch in anderen Industrienationen zu beobachtenden Trend zur Informalisierung
der Arbeit verstärkt.
In vielerlei Hinsicht wiederholt Japan heute die Erfahrungen, die den Umstrukturierungspro-
zess der US-amerikanischen Wirtschaft vor einem Jahrzehnt gekennzeichnet haben (Arbeitslo-
sigkeit, steigende Einkommensdifferenzen). Eine analog verlaufende Wiederholung des ameri-
kanischen Job- und Wirtschaftswunders der neunziger Jahre ist jedoch ausgeschlossen. Die
Wünschenswertigkeit eines solchen Verlaufs steht auch nicht zur Debatte. Wie die Diskussion
der Gesetzesnovellierungen, die ja integraler Teil des soziokulturellen Nexus sind, verdeutlicht
hat, bleiben für den Gesetzgeber die alten Sozialkontrakte zwischen Arbeit und Kapital weitge-
hend bestehen. Informatisierung kann unter diesen Umständen nicht als Symptom der aktiven
Strukturveränderung wahrgenommen werden, sondern eher als ein Instrument zur Abschwä-
chung der Begleiterscheinungen, die der von außen induzierte Strukturwandel (gaiatsu) auf
Arbeitskraft und Sozialsystem ausübt.
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i Ebenso wie Sakaiya führte auch Sally Wilkinson, Chief Economist bei Daiwa Bank, London, in ei-
nem Referat vor österreichischen Fondmanagern im Oktober 2000 das positive Bild der jüngeren
Wirtschaftsdaten zu einem beträchtlichen Teil auf die Investitionen japanischer Unternehmen in ihre
IuK-Infrastruktur zurück, allerdings nicht ohne in ihrer Gesamtanalyse die optimistischen Wachstum-
serwartungen Sakaiyas beträchtlich zu beschneiden (Wilkinson 2000).
ii Die anschließend skizzierten Reformen und wichtigsten Veränderungen im Arbeitsrecht während der
vergangenen Dekade beziehen sich auf folgende Gesetzesnovellen oder Änderungen (Zeitpunkt in
Klammern bezieht sich auf das Jahr, in dem die Veränderungen in Kraft treten): Revision des Ar-
beitsstandardgesetzes (ASG, Rôdô kijun hô; 1993/1999); Gesetz zur Verbesserung der Beschäfti-
gungssituation von Teilzeitkräften (TG, Tanjikan rôdôsha no koyô kanri no kaizen tô ni kansuru hô-
ritsu; kurz: pâtotaimu rôdô hô, 1995); Revision des Gesetzes zur Gewährleistung der ordnungsgemä-
ßen Führung von Personalfirmen sowie zur Regelung der Beschäftigungsbedingungen des Zeitperso-
nals" (ZG, Rôdôsha haken jigyô no tekisei-na unei no kakuho oyobi haken rôdôsha no shûgyô jôken
no seibi tô ni kansuru hôritsu; 1996/1999); Revision des Gesetzes zur Regelung von Karenzurlauben
für Kinder- und Familienpflege; (FPG, Ikuji kaigo kyûgyô hô; 1995/1999); Revision des Gesetzes zur
Chancengleichheit von Männern und Frauen in der Beschäftigung (CGG, Danjo koyô kikai kintô hô;
1999); Gesetz zur Beschäftigungssicherung (BSG, Koyô hoken hô; 1999)].
iii Yoshitomi (1999) weist zu Recht auf das hier doch wenig Beachtung gefundene Problem der sta-
gnierenden oder sinkenden Löhne hin, die beträchtlich zur Deflationsspirale beigetragen haben.
iv UN EDIFACT ist das Akronym für United Nations Electronic Data Interchange for Administration,
Commerce and Transport.
v Verschiedenen Simulationsmodellen zufolge, die eine SCM-Arbeitsgruppe des Council for the Pro-
motion of Ecommerce (ECOM) erstellte, sollten zumindest Einsparungspotenziale für jeden Teilneh-
mer in der Lieferkette in Höhe von 30% der gegenwärtigen Lagerkosten möglich sein.
vi Wie die jüngsten Untersuchungsdaten zur Lage der Irregulär Beschäftigten verdeutlichen, ist die
Tendenz weiterhin steigend. Vergl. auch Manzenreiter 2000.